a Zn * 


n „„ ET TEE VEIT TFT EURE 
R N 7 N N 


eilun 


Iuferate 
werden angenommen 
in ®ofen bei der Expeditien der 
Zeitung, Wilhelmſtraße 17, } 
erfner bei Guf, Ad. Schleh, Hofief. 
Gr. Gerber⸗ u. Breiteſtr.⸗Scle, 
Otte Kirkiſch in Firma 
3 Yenmann, Wilhelmsplatz 8, 
in @nefen bei 3. Ehrerlewehl, 
in Meſeritz bei Jh. Matthiss, 
in Wreſchen bei 3. If 
u. bei den Jnſeraten⸗Annahmeſtellen 


Abend ⸗Ausgabe. 


ener 3 


Gerantwortliche Redakteure 
Für ben politiſchen Theil: 
C. Fontane. \ 
für Feuilleton und Vermiſchtes: 
3. Reetner, 
für den übrigen redaktionellen Theil: 
9. Schniedehans, 
ſämmtlich in Pojen. 


Verantwortlich für den von ©. 3. Paube 5 C8. l 
Inſeratentheil: Baafenfein & Vogler, Pudolf Mole 
®. Forte in Poſen. und „Iunalitendach”, 


Sechsundneunfig ler 


Jahrgang 


PF 


Die „Posener Zeltung“ erscheint tä 

glich drei 
— 4 b genen 3 vierteljährlich 
4 5 die Stadt Posen, 5,45 M. für ganz 
eutschland, Bestellungen nehmen 


Insorsto,die sochsgespaltene Potitzelle oder deren 


Raum inderNorgenausgab 20 Pf. auf der letzten 
Seite 30 Pf., in derAbendausgabe 30 Pf., an bevor- 
zugter Stelle ontsprechend höher, werden in der Expe- « 
dition für die Abendausgabe bis I | Uhr Vormittags, für 3 1 
die Morgenausgabe bis 5 Uhr Nachm. angenommen, 


M. 766, Freitag, 1. November. 


alte Ausgabe- 


stellen der Zeitung, sowie alle Postämter des 
Deutschen Reiches an. 


Berlin, 31. Dltober. Der bisherige Kreis⸗Bauinſpektor Lite 
Kirchhain Fun mit dem Amtscharakter als Bauinſpektor nach Wies⸗ 
baden verfegt und demſelben eine techniſche Oil serdeiterſtelle bei der 
dortigen löniglichen Regierung verlieben worden. Ernannt find: der 
erg⸗Aſſeſſor und bisherige Berginſpektor Pfeiffer unter Beilegung des 
Gharalterd als Bergmeiſter zum Bergrevlerbeamten in Königshatte 
O. S. und der Chemiker Dr. Schondorff zum Gas⸗Inſpektor der Grube 
inig bei Saarbrücken. 

Der praltiſche Arzt Dr. med. Dütſchke zu Oelsburg iſt zum Kreis⸗ 
Pbyſtkus des Kreiſes Aurich, mit Anweisung feines Wobnſitzes in 
Aurich ernannt worden. Dem Zweiten Dirigenten des könkglichen 
Dom- Chors in Berlin, Muftkotrektor Janke, iſt das Prädikat „Bro: 
feſſor“ beigelegt worden. 


nen. 


Deufiher Keichslag. 
6. Sitzung vom 31. Oktober, 12 Uhr. 


Staatsſekretär Freiherr v. Maltzahn⸗Gülz: Alle Redner haben 
die ſehr erhebliche Steigerung der Ausgaben im Etat als etwas Be⸗ 
dauernswerthes hingeſtellt und auch ſeitens der verbündeten Regierun⸗ 
gen wird die Steigerung der Ausgaden an ſich als etwas Wünſchens⸗ 
wertbes nicht angeſehen werden können und es wird Aufgabe der 
Spezialberathung in der zweiten Leſung ſein, die Nothwendigkeit der 
euen Forderungen zu begründen. Dagegen halte ich es jetzt ſchon für 
nöthig, einzugehen auf die Bedenken, die erhoben find in Bezug auf 
die Einnahmen des Reiches. Die Zuckerſteuer iſt angegriffen worden 
und es ift erklärt, daß fie ſo, wie fie heute beſtehe, wenigſtens ſoweit 
vom Material erhoben wird, ein Spott von einer Steuer jet, und 
es ericheine geboten, dieſe Art der Beſteuerung der Zuckerproduktion 
aufzuheden. Die verbündeten Regierungen haben ja aber die vorbe⸗ 
reitenden Schritte dazu gethan. Deutſchland hat ſich an den Borver- 
bandlungen zwiſchen den hauptſächlich Zucker produzirenden Ländern 
betheiligt. Eine Konvention iſt vorläufig zum Abſchluß gekommen. 
Die Ralifizirung ſteht noch aus und erſt mit dem Auguſt nächſten 
Jahres iſt der Beitraum verfloſſen, innerhalb deſſen die Ratifizirung 
vorbehalten war, und es wird alio 3 im zwei Jabren die 
eutegelung ins Leben treten können. Danach iſt alſo der gegen» 
wärtige Augenblick nicht der geeignete, an dem Syſtem der jetzigen 
Zuckerdeſteuerung etwas zu ändern. 
ie Bronntweinſteuer iſt unter ſchwierigen Verhältniſſen nach 
. Erörterung ins Leben getreten. Nachdem wir ſo viele 
vorher nicht zu überſehende Schwierigkeiten baden überwinden müſſen, 
iſt jedenfalls augenblicklich nicht der Zeitpunkt gekommen, an dieſer 
Steuer etwas zu ändern. Gegen die Zölle vin ich allerdings früher 
geweſen, und ich ſchär e mich meiner früheren Rede bei der Berathung 
des erſten Zolltarifs auch beute nicht. Ich hade von dem Standpunkt 
der induftrieloſen Küſtenprovinzen damals auszuführen verfucht, daß 
eine Schutzzollpolitit weſentlich den Industrien im Inland, weniger 
den Rüjienprovinzen zu Gute kommen würde, und habe damals die 
Gründe, welche gegen die Kornzölle angeführt werden können, zuſammen⸗ 
gefaßt. Weiter aber habe ich argumentitt, Def die Kornzölle an und für 
ſich nicht wünſchenswerth ſeien, kommen wir aber zu einem Schutzzoll⸗ 
Be. daß man nicht allein die Induſtrie ſchützen, ſondern auch der 
Landwirthſchaft dieſen Schutz zuwende und Kornzölle einführe. Dem 
entſprechend habe ich, nachdem der Baumwollenzoll angenommen war, 
für die Getreidezölle geſtimmt. Ich babe, obwohl ich damals Wer 
denken hatte, dennoch mit der Mehrzahl meiner Freunde für den Roll» 
d e weil es unmöglich war, ohne Einführung dieſes Eyiiems 
die Fmanzzölle zu erhalten, die wir zur Gi 
für gotbwendig halten. (Zuſtimmung rechts.) Damals babe ich aus⸗ 
geführt, daß d 
eure u 
reichen laſſe. 
dieſer Schutz — 1 
iſt, von welchem 
von 


wir die — nahmen entbehren können? Wollen die Herten, welche 
jetzt den — abgreifen, im Ernſt behaupten daß die Reichsein⸗ 
kommenſtenen mlt eben don den verfaſfungemäßigen Schwierigkeiten, 


in Verbindung emer 


in pie Bedürfniſſe 
allein die N BI au 2 en? (Zuſtimmung rechts.) 
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ch habe nicht die Neigung, a g 
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Auch pie perten Unis nicht haben übernehmen können. 

Nücktehr zum Freihandel nude E85 
kommen, zu forberm, e oll Jabze 1889 oder 1890 oder 1891 Deutſch⸗ 
land einſellig vom w zurücktreten ſoll. nachdem auf Grund der 
Bolitit ſeit zehn Jahren m ganzen Vaterland 
Verhältaiſſen ſich ausgebildet hat, 
zirenden Staaten ſich — — böheren Schutzzöllen gegen uns ab» 
schließt. Wenn wir a ei 9 Ben find, unſere Schußzzollpolitik beis 
zube halten, fo müſſen * jeni ornzölle vor Allem aufrecht erhalten, 
fie find beſtimmt, at gen Berufszweig zu ſchützen, der den 
ößten Theil unferer Bevölkerung ernährt. Wie haben denn die 
Kormzölle gewirkt? 


es Land, was Körner tragen > überhaupt für land⸗ 
Da 
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Unbequemlichkeit, aber mehr als eine Unbequemlichkeit iſt es nicht. Das 
Reich iſt nicht ein von den Einzelſtaaten abgelöſtes Gemeinweſen, fein 


der verwachſen, wie es der geſchichtlichen Entwickelung unſerer Verhält⸗ 
niſſe entſpricht, und nur dadurch iſt es möglich Veen, daß das 
Deutſche Reich ſchon nach ſo kurzer Zeit ſo feſt im Bewußtſein des 
deutſchen Volles eingewurzelt iſt. Im Januar hat der preußiſche 
Finanzminiſter dem I eee ae daß Preußen vom 
Reiche jetzt jährlich 81 Millionen mehr an Uederweiſungen erhalte als 
früher, und daß nur durch dieſe Uederweiſungen Preußen 78 Millionen 
zur Erleichterung ſeiner Steuerzahler hat verwenden können. Was 
durch dieſe Verbindung der Finanzen der Einzelſtaaten mit den Finan⸗ 
zen des Reiches für Preußen ſich ais Segen erwieſen hat, das gilt in 
gleicher Weiſe auch von den anderen Staaten, von Bayern und Würt⸗ 
temberg. (Bravo! rechts.) 

Abg. Richter (dfr.): Ich möchte eine kleine Nachleſe halten ins⸗ 
deſondere zur geſtrigen Diskuſſton. Was das neue n Wehr⸗ 
geſetz angeht, ſo bin ich nicht der Meinung, daß wir bisher weniger 
Menſchen zum Militärdienſt ausgebildet haben, als Frankreich. In⸗ 
deſſen, dieſe Frage hat für den Reichstag ſehr an Bedeutung verloren, 
ſeitdem der Reichskanzler in feiner berühmten großen Rede ſelber aus⸗ 
geführt hat. daß die Nachbarſtaaten, wenn fie in der Ziffer auch fo 
boch ſein können als Deutſchland, ſte es in der Qualität doch nicht 
nachmachen können. Das war dieſelde Rede, in welcher der Reichs⸗ 
kanzler ausgesprochen hat: Wir Deutſche fürchten Gott, ſonſt nichts 


| 
in der Welt. Jetzt ſcheint es fait, als ob das Gelbfibewußtfein, 
welches aus dieſen Worten ſprach und welches damals ſo großen 
Anklang fand dei einem Theil der Reichstagsmitglieder verſchwunden 
tt (Obo! rechts) und ſich dahin modifizi-t: Wir fürchten Gott und 
fürchten eben fo ſehr jeden Abſtrich an einer Forderung für den 
Militäretat (Obo! rechts). Was hat ſich denn ſeit zwei Jahren in 
der europäiſchen Lage derart geänd:rt, daß man glaubt, den Militär 
etat mit der allgemeinen Verficherung behandeln zu müſſen, als od die 
Wehrkraſt des Landes dei der Verminderung jeder einzelnen neuen 
Poſttion leide. Das neue franzöſtſche Militärgefeg iſt ja bereits als 
Vorausſetzung des Septennats berückſichtigt worden. Man kann doch 
nicht dieſelbe Sache zweimal in Berechnung ſtellen, um ſo weniger, 
als das publizirte Geſetz in ſeinen Forderungen zurückdleibt hinter 
dem, was im erſten Entwurf enthalten war. Wenn das Septennat 
nicht bewilligt worden wäre, ſondern nur eine dreijährige Bewilligung 
ſtattgefunden hätte, ſo würde man jetzt in der Lage ſein, zu prüfen, od 
die Voraus ſetzungen in jenem franzöſiſchen Geſet, auf Grund deren 
die Bewilligung erfolgt iſt, zutreffen, und wenn das nicht der Fall iſt, 
ob eine entſprechende Aenderung der deutſchen Verhältniſſe angebracht 
ſei. Diejenigen, welche das neue franzöſiſche Heergeſetz als beſonders 
imponirend darſtellen, bringen, ohne ſich deſſen bewußt zu ſein, eine 
Würdigung gerade derjenigen Prinzipien, welche die freifinnige Partei 
in Militärfragen bisher vertreten hat. Unſer Programm lautet in 
M llitärfragen: volle Durchführung der allgemeinen Dienſtpflicht und 
möglichſte Abkürzung der Dienftzeit, Feſtſtellung der Friedenspräſenz⸗ 
ſtärke innerhalb jeder Legislaturperiode. In Frankreich ſchickl man ſich 
an, die algemeine Dienſtpflicht vollſtändig durchzuführen, allerdings bei 
möglichſter Abkürzung der Dienſtzeit. Schon über 50 000 Mann wer⸗ 
den nach dem neulichen Artikel des „Militär⸗Wochendlattes“ von vorn⸗ 
herein eingeftellt mit dem Recht, nach einem Jahre emlaſſen zu werden 


— 


und weiter iſt es gerade die Rückſicht auf den Haushalt, welcher die 
franzöſiſche Kammer beftimmt hat, die Forderung in das Geſetz zu! 
ſchreiben, alljährlich durch Budget die Friedenspräſenzſtärke zu nor⸗ 
miten, und zwar derart, daß die Kammer das Recht hat, durch budget⸗ 
mäßigen Beſchluß für alle Mannſchaften des Jahrgangs die Dienſtzeit 
auf ein Jahr zu beſchränken. So weit find wir nie gegangen, aber 


wenn man es fo dargeſtellt hat, als ob die dreijährige Feſtſetzung fo 
viel bedeutet, als Deutſchland den Franzoſen gezenüder zu ſchädigen, 


fo beweiſt gerade die Bedeutung welche man dem franzöſiſchen Wehr⸗ 


geſetz beimißt, daß dieſe Auffaſſung eine völlig irrige iſt. Wenn die 
franzöſiſche Wehikraft durch dieſes Geſetz wirklin erhöht iſt, fo waren 
alle die Ausführungen, die wir bei dem Septennate machten, nicht nur 
verträglich mit der deutſchen Wehrk aft, ſondern geeignet, dieſe Wehr⸗ 
kraft zu ſteigern. (Sehr wahr! links.) 

Bei den Berathungen des Septennatsgeſetzetz find immer die finan⸗ 
ziellen Rückſichten hervorgehoben worden, denen die Militärderwaltung 
nachkomme indem ſie nicht die Konſequenzen ziehe für die Vermehrung 
der Kadres und der Städe. Die Enthaltſamkeit in der Vermehrung 
der Stäbe war, wenn nicht formell, ſo doch thatſächlich eine Voraus⸗ 
ſetzung der Septennatsdewilligung. Jetzt, nachdem das Septennat 
feititebt und wir nicht mehr in der Lage find, daran während ſieben 


Jahren etwas zu ändern, werden dieſe Vorausſetzungen dei Seite ge⸗ 
ſchoben, die finanziellen Nüdfihten außer Acht gelaſſen und die Ver⸗ 


mehrung der Stäbe, deren man ſich damals enthalten hat, tritt jetzt 


jetzt im Frieden beſetzt werden, dann hat man um ſo mehr Urſache, 


zu prüfen, ob für dieſe Stelle, die im Heere nur für den Frieden vor⸗ 


banden find, deren Inhaber im Kriegsfall jene Kriegsſtellen beſetzen, 


dieſelden Rückſichten in der Auftechterhaltung maßgebend fein können, 


wie früher. Ich erkenne an, daß die Militär⸗Verwaltung ſelbſt einige 
ſolcher Stellen als im Frieden künftig wegfallend bezeichnet hat, die 
Gouverneure, Kommandanten, Inſpekteure. Es find das Stellen, 
die wir früher ſchon bemängelt haben. Dieſe finanzielle Rückſicht 
wiegt nicht entfernt auf die Mehrloften, die Vermehrung der Stäbe 
Durch die beiden neuen Armeekorps, jo daß es um fo mehr gerecht⸗ 
fertigt erſcheint, eingehend zu prüfen, od nicht andere Stellen vor» 


handen find, deren Funktionen im Moment des Kriegsausbruches 
ader die Miſſtonsſtationen und engliſche Händler dort etwa an Kultur 


wegfallen. 

Herr v. Bennigſen hat gemeint, daß im vorigen Jahre das Haus 
ſich verpflichtet habe, auf Grund des * Etats eine Erweiterung 
der Marine zu ae daß erheblich Neues in dieſem Etat nicht 
erſcheine. Daß dies nicht zutrifft, iſt bereits betont. Ueber dieſen 


Plan hat das Haus überhaupt gar kein Votum abgegeben, ſondern 


fih nur verpflichtet zum Fortbau derjenigen Schiffe, für welche erſte 
Raten bewilligt worden. Wir haben uns zu weiter nichts verpflichtet, 
als ein 1 u bauen, wofür wir eine Rate bewilligt hatten. 
Wir haben Bauten bewilligt zum Erſatz von Schiffen, ohne aber 
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Die Maufel Frandenftein bat ja für die Verwaltung eine gewiſſe 


Etat und die Etats der Einzelſtaaten find vielmehr fo eng mit einan⸗ 


\ + kapituliren. Ich war gegen die 
tagsmehrheit zu ſehen. Aber am 5. Juni ſchrieb er an den 
inſpektor Fabri: Es iſt bedauerlich, daß der Reichstag immer noch kühl 


über . ausſpricht; die Stimmun 
Regierun 


der Bureaukrat, der Geheimrath, der 
gierung in den 


förmlicher Militäretat für Afrika vorgelegt, auf Grund 
ein. Der Kriegsminiſter wird nicht in Adrede ſtellen, daß für den 
Kriegsfall jene Korpsſtäbe auch längſt vorgeſehen find. Wenn das 
richtig it, wenn die Stellen, die im Kriege erforderlich werden, ſchon 


geſiegt, und trotzdem iſt ihre 


ſtiegen und ib 


damit ein Engagement zu übernehmen für Vermehrung der Flotte. 


Aus dieſem Grunde baden wir es auch unterlaſſen, für weitere erſte 
Roten zu ſtimmen. Nun fragt es ſich aber, ob wir jetzt fo weit gehen 
ſollen, wiederum für neue Panzerfahrzeuge erſte Raten zu bewilligen. 
In dieſer Seſſion kommt die Frage zur Entſcheidung ob man Kreuzer. 
Korvettenſchiffe, die weſentlich beſtimmt find, für den ſekundären Zweck 
der Kaperei im Kriege, dewilligen fol, und ob dieſer ſekundäre Zweck 
im Verhältniß ſteht zu den großen Geldaufwendungen, die ein jedes 
dieſer Schiffe mit 57 Millionen erfordert. Es fragt ſich weiter, od 
man die koloniale Politik in der jetzigen Ausdehnung ſtützen will oder 
nicht. Wer das nicht will, kann ſich auf Weiterbewilliaungen von ſol⸗ 


chen Kreuzern nicht einlaſſen. Auch Diejenigen, welche im vorigen Jahre 


ſich zu weitergehenden Bewilligungen vera laßt geſehen haben, ‚Hätten 
ee erwägen, ob es richtig iſt, fich noch weiter auf dieſen Blan 
einzulaſſen. 
letzt ſchon die Koſtenanſchläge von damals überſchritten find. Wir 
erfahren, daß jetzt in Folge der ſeitdem geſtiegenen Eiſenpreiſe die An⸗ 
ſätze um 25 Prozent höher And. Die 
den Bedarf der kleineren Schiffe geſtiegen, ſondern erſt recht für 
zerſchiffe und es fragt ſich, ob die Anſchläge werden aufrecht erhalten 
werden können. Nun iſt jetzt ſo viel die Rede von dem rauchſchwachen 


Pulver. Wie verhält ſich deſſen Wirkung zur artilleriſtiſchen Wirkung 


der Flotte? Wir haben im „Militär⸗ Wochenblatt“ geleſen, daß die 


Bedeutung der Feldartillerie, für welche im vorigen Jahre erhebliche 


Bewilligungen ſtattgefunden haben, in Folge der Einführung des neuen 
Pulvers erbeblich verrückt iſt. Ich 
Gründungsplan ein Verlaſſen des bisherigen Zuſtandes. Wir haden 
niemals auch nur den Verdacht aufkommen laſſen einer feindſeligen 
Stellung zur Flotte. Wir haben deren Exiſtenz als eine Noihmwendigs 


keit bezeichnet in Zeiten, wo die Bedeutung derſelden ſehr angezweifelt 


wurde und wo wir vom Reichskanzler und deß Rechten wegen der Be⸗ 
willigungen für die Marine angegriffen wurden. Wir haben uns aber 


Sie ſehen doch ſchon, daß bei den Kreuzern und Aoiſos 


Preiſe find aber nicht blos für 
Pan⸗ 


erdlicke in dieſem ganzen neuen 


niemals verhehlt, daß die Flotte im Rahmen der geſammten Wehrlaſt 


immer nur eine ſekundäre und untergeordnete Bedeutung haben könnte. 


Noch vor zwei Jahren hat Herr v. Caprivi verſichert, daß mit 8 Mi 


lionen Mark für Schiffsdauten jährlich die Flotte auf der Höhe aller 


Anforderungen für jetzt erhalten bleibt. Jetzt wird mehr als das Fünf⸗ 
fache für Schiffsbauten verlangt. 
derte Situation. Ich habe den Eindruck, als ob jetzt eine ganz ein⸗ 


Das deutet auf eine völlig verän⸗ 


ſeitige und ſudjekti 9e Marineliebhaderei maßgebend ift, und dieſe An⸗ 


ſchauung können wir nicht theilen. 
riſtiſch dafür iſt jenes neue Schiff, von dem in dem vorgelegten Plane 
noch gar nicht die Rede war, und welches jetzt plötzlich als dringendes 
Bedürfniß bingeftellt wird. Charakteriſtiſch iſt dafür auch die F 
rung von 44 Millionen für eine neue kaiſerliche Pacht, die für den 
Ktiegsfall verhältnißmäßig gar keinen Werth hat und weſentlich nur 
zu Flottenparaden dient, aber wohl nur deshald fo koſtſpielig ſein 


muß, um die „serren Landoffiziere aufzunehmen, damit auch fie an den 
Wenn man meint, daß ein 


Flottenparaden Theil nehmen können. 
ſolches Prunkſchiff — denn anders kann ich es nicht nennen — etfor⸗ 
derlich iſt, dann möge man die Mittel dazu aus der Krondotation her⸗ 
nehmen, die erſt in dieſem Jahre um 34 Millionen erhöht worden it; 


aber für ſolche Aufwendungen auf Koſten der Steuerzahler weſentlich x 


nur zu Zwecken der Repräſentation können wir die ſinanzpoliti che 
Verantwortung nicht übernehmen. Wir ſtimmen nicht dem Kalſer zu 
Liebe noch zu Leide, ſondern nach unſerer Ueberzeugung. 

Die Ausdet nung unſerer Marine ſteht im engen Zuſammenhan 
mit unſerer Kolontalpolitit. Ja, welche Anſicht vertritt denn eigentli 
der Reichskanzler in dieſem Augendlick in Kolonialfragen! Das wäre 
eine ſchwer zu löſende Preisaufgade. Am 26. Januar ſagte er: Ich 
bin kein Kolonlalmenſch von Hauſe aus; ich hade große Bedenken ge⸗ 
babt und nur der Druck der öffentlichen Meinung hat mich umgeſtimmt 


ch bin nur dem Drucke des Reichstags gefolgt. Es war außerordent⸗ 
lich beweglich, den gewaltigen Reichskanzler ſo als Sklave der Reichs⸗ 


(Sehr richtig! links) Charalte 


Gründung der deutſ gen Kolonien, 


orde⸗ 
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Miſſtons. 


daſteht und gewiſſermaßen nur als Gefäuigleit der Regierung gegen 


im Reichstage ſteht der 
nicht helfend und treibend zur Seite. Das klingt doch gan; 
anders. elche Unſicht iſt nun die wahre Anſicht des Kanzlers? 
Früher ſagte er, nicht der Bureaufrat, nicht der Geheimrath, nicht der 
verſorgungsderechtigte Linteroffister iſt es, der Kolonien regieren kann, 
ſondern der ſeefahrende Kaufmann. Ader mit dieſem Etat übernimmt 
Unteroffizier thatiählich Die Re⸗ 
Kolonien. Im September wurde in der ſüdafeſtaniſdden 
Geſellſchaft ein Beſcheid des Reichskanzlers verleſen, daß man mit Auf⸗ 
Sade nat ache Machtmittel a — Aer gegen > 
{ 5 ober a 
Häuptlinge nicht eintreten könne. Im deſſen — 
erhebliche Wehrausgade verlangt wird. Aus jenem Brief an Fabri 
konnte man fait entnehmen, als ob der Reichskanzler Den zerloſchenen 
Kolonialenthuſtasmus hätte entflammen wollen. Aber fein Lu tchen 
hat ſich dewegt. Was wird denn das weitere Schidjal der Unter 
nehmungen in Oſtafrika fein? Wir wiſſen einſtweilen nur, daß die 
Forderungen weit üderſchritten find und daß noch neue erhebliche 


per nöthig find. Wir dekommen ja freilſch ein Siegesdulletin 
nach dem . aber in Tonking baben die Franzoſen im Anfang 

Politik dort eine unglückliche geweſen. 
Heir Wißmann hat ſchon 700 Aufſtändiſche erſchießen und aufhängen 
klaſſen, bald ſteht dieſes, bald jenes Dorf in Flammen; feine Truppen 


ziehen ſengend und brennend umher. die Aufſtändiſchen desgleichen, 
daß Ganze nennt man in der Sprache der vorigen Thronrede „chrlite 
liche Kultur und Geſittung nach Afrika tragen.“ (Sehr gut! links.) 
Höchſtens wird die Ruhe des Kirchhofes dort geſchaffen werden. Was 


und Geſittung geſchaffen halten, das wird durch dieſe Art auf Men⸗ 


ſchenalter hinaus zeritört. Ich habe mi den Verwaltungs bericht der 


Oſtafrilaniſchen Geſellſchaft durchgeleſen: auch nicht ein einziger Tau⸗ 
ſendmarkſchein iſt mehr gezeichnet worden als früver. Die Geſeu chaft 
läßt Herrn Wißmann ruhig ſich in Afrika herumſchlagen und herum⸗ 
ſtreiten und deſchränkt ſich darauf, in Sanftbar die Zölle zu erheben, 
während die Ritter des Mittelalters, wenn fie ihre fittlih zweifelhaften 
Zölle erheben wollten, doch w 
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enigſtens von ihren Burgen berunter⸗ 
re Haut ſelber zu Markte trugen. Vene) Und 2 
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ſteht es denn mit Herin Peters? Emin Paſcha will gar nicht von 


ihm befreit ſein, und die Sache endet unter dem Fluche der Lächerlich⸗ 


keit. Die Regierung hat ollerdings wenigſtens in der letzten Zeit die 
Sache desavouirt. Nun ſoll ja künftig eine befondere Verwaltung für 
Kolonialangelegenheiten eingerichtet werden, die ganz vom Auswärti⸗ 
gen Amte abgeſondert werden ſoll. Ich würde es dem Reichskanzler 
1 nicht versenken, wenn er nach den 1 der Kolonialpolitik 

etwas weiter von ſich abrücken möchte, damit er nicht ſo ſehr eng 
damit verbunden erſcheinen möchte. Aber trotzdem ich kein Anhänger 


| 
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der Zentraliſation bin, ſo halte ich eine Trennung gerade hierfür un⸗ 


möglich; denn dei den Verwicklungen mit auswärtigen Mächten, 
welche die Kolonialpolitik mit ſich bringt, kann die Kolonialpolitik mit 
der Bearbeitung der auswärtigen Angelegenheiten gar nicht eng genug 
verbunden ſein, und wenn nicht das außerordentliche Geſchick des 
Reichskanzlers im Einlenken und Zurückziehen in der Kolonialpolitik 
ſich bewährt hätte, ſo wären wir wohl nicht mit unſeren Naſenſtübern 
und blauen Augen Davongelommen, die allerdings empfindlich genug 
waren. 

Intereſſant war mir das Verlangen des Herrn v. Bennigſen nach 
einem Reichsfinanzminiſter. Aus den inzwiſchen veröffentlichten 
riefen des Fürſten Bismarck an den Miniſter v. Bülow wiſſen wir 
daß 1877/78 der damalige Finanzminiſter Camphauſen ſich nur 
auf 50 Millionen neuer Steuern einlaſſen wollte, der Kanzler wollte 
aber mehr. Er verhandelte alſo mit den Nationalliberalen; bekannt iſt 
die Konferenz des Herrn v. Bennigſen in Barzin um Neujahr 1878. 

err v. Bennigſen ſtellte aber Bedingungen, unter Anderem auch den 
tritt mehrerer Mitglieder feiner Partet in das Miniſterium, der 
Kanzler gab darauf keine Antwort. Die Sache dlieb Monate lang in 
der Schwebe, bis der Abbruch der Beziehungen in jener Sitzung er⸗ 
folgte, wo die Rührſzene zwiſchen Camphauſen und Bismarck an jenem 
Bundestiſche dort erfolgte. Das war cie Situation, die der Kanzler 
fo ſchildert: die Nationallideralen wollten mit aus der Schüſſel eſſen 
und darüber konnten wir uns nicht verſtändigen und find auseinander 
gegangen. Dann erfolgte die Reichstagsauflöſung mehrere Monate 
päter, amtlich wegen der Ablehnung des eee nach dem 
N Attentat. Heute aber leſen wir in der Kanzlerpreſſe, daß es fich 
nicht um einen Zug gegen die Sozialiſten gehandelt habe, ſondern um 
einen Schachzug gegen die Nationalliberalen und Herrn v. Bennigſen, 
wegen ſeiner damals geſtellten Bedingungen. Die nationalliberale 
Partei mit Herrn v. Bennigſen ließ dann eine nach der anderen von 
den aufgeſtellten Bedingungen fallen, und fie ließ ſich auf eine immer 
weiter gehende Mehrbewilligung neuer Steuern ein, und ihre letzte 
Bedingung hat ſie 1884 fallen laſſen. Auch auf die Theilnahme am 
Miniſterium hat Herr v. Bennigſen verzichtet und hat ſich begnügt mit 
der einem Miniſter untergeordneten Stellung eines Provfnzialchefs. 
Nun aber erinnert ſich Herr von Bennigſen geſtern feines 
alten Programmes. Er nimmt die Forderung eines Räichsfinanz⸗ 
minifierd wieder auf. err von Bennigſen, was wird dazu 
der Reichskanzler ſagen? (öHeilerleit.) Als wir 1885 unſere Fuſton 
abſchloſſen, ließen wir in unſer Programm den Satz einfügen, daß 
für ein gedeihliches Zuſammenwirken zwiſchen Retzterung und Volks⸗ 
vertretung geſorgt werden müſſe durch geſetzliche Organiſation eines 


verantwortlichen Reichsminiſteriums. Wenige Tage darauf ließ der 


N 


r 


R 


Ne 


7 


E 


Reichskanzler feierlich den Bundesrath antreten (Heiterkeit) und eine 
Erklärung beſchließen, die im „Reichs anzeiger“ Jedermann zur Wars 
nung und Nachachtung ⸗pudlizirt wurde (oeiterte t), welche Erklärung 
ſich außerordentlich ſcharf gegen dieſe Forderung unſeres Parteipro⸗ 
gramms wendet. Das ſei ein Schritt auf der Bahn nach der Parla⸗ 
mentsherrſchaft, welche bisher noch jedes Land ins Verderben und Un⸗ 
tergang geführt hade. Und dieſelbe Forderung ſtellt nun Herr v. Ben⸗ 
nigſen heute auf. Sie ſchweben in der äußerſten Gefahr, für Reichs⸗ 
feinde erllärt zu werden. Wir find das ja gewohnt, aber Ihnen paſ⸗ 
tt das heute zum erſten Male. Aber ich denke, wenn Der Reichskanz⸗ 
er die Rede von Bennigſen im Zuſammenhange lieſt, ſo wird er fin⸗ 
den, daß das ein ornamentaliſcher Schnörkel, eine Verzierung iſt, was 
weiter nichts ſchadet; das Ganze bleibt doch eine Glorifilalion des 
Kanzlers trotz alledem. Oder aber, ſtellen Sie doch einen Antrag in 
dieſem Sinne. Wir find bereit, ihn zu unterſtützen und werden gern 
= der Führung des Herrn v. Bennigſen unterordnen zur Ausführung 
unſeres Programms. (Heiterkeil.) Immerhin aber iſt der Rückfall des 
Herrn v. Bennigſen in den früberen Nationalliberalisßmus doch ein 
Zeichen, daß ihm die heutige Finanzpolitik SR behagt. u 
Beſonders charakteriſtiſch war weiter in der geſtrigen Rede des 
Herrn v. Bennigſen feine ſchroffe Abwelſung gegen die Ueberweisung 
an die Einzelſtagten. Es iſt genau die Stellung, welche ich immer 
eingenommen hade, und ich bedauere, daz ibm dieſe Erkenntniß fo 
ät kommt. Denn nicht das Zentrum iſt in erſter Linie für dieſe 
eberweiſungen verantwortlich zu machen, ſondern als der Reichskanzler 
die Meberweilungen in Ausfiht genommen hatte, da find gerade die 
Naitonalliberalen die Erſten geweſen, die ſich mit dem Prinzip einver- 
ſtanden erklärten. Denn das Bedenkliche dei der ganzen Sache 
liegt im Grunde weniger in der Klauſel Franckenſtein, als in 
den Ueberweiſungen an die Ginzeifisaten überhaupt. Denn damit 
wird die V rantwortlichkeit der Einzelſtaaten hinſichtlich ihrer Finanz⸗ 
ebahrung abgeſchwächt. Der Kommunal- Verwaltungskörper verläßt 
Ai auf die Ueberweiſungen von den Einzelſtaaten. Der Landtag der 


daß eine Etats feſtſetzung nicht in jedem 
Grund aus neu ordnen kann. Die 
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können wir es ablehnen, die wir nicht mitgemacht haben, Theuerungs⸗ 
zulagen zu bewilligen? Wir baben eine große Zahl von Geſetzen, 
welche die Verwaltungsbefugniſſe des Reiches erhöhen, nicht genehmigt, 
gleichwohl ſehen wir uns gezwungen, in der Ausführung dieſer Geſetze 
einer großen Zahl von neuen Beamten zuzuſtimmen, die in Folge deſſen 
in den Etat eingeſtellt find. Neue Steuern, wenn ſte einmal dewilligt 
find, können nicht durch Budgetbeſchluß rückgängig gemacht werden. Was 
it die Folge, wenn Steuererlaſſe in den Einzelſtagten geboten werden? 
Wir müſſen, nachdem einmal die Steuerbelaſtung eingeführt iſt, ſolchen 
Steuererlaſſen zuſtimmen, um wenigſtens einen Theil der Mehr⸗ 
belaſtung zu neutraliſiren. Wenn Einnahmen von neuen Steuern be⸗ 
willigt find, haben wir ein natürliches Intereſſe daran, dieſe Gelder, 
fo weit wie irgend möglich, aus der Nähe des Militäretals fort⸗ 
zubringen und an die Einzelſtaaten zu verweiſen. Wenn die Gelder 
zu Aus gabeerhögungen in Preußen verfügbar find, ſollen wir uns 
ſträuden, das für die Schule zu verwenden, wenn wir auch dieſe 
Ueberweiſungen ſelbſt für unzweckmäßig halten, auf die Gefahr hin, 
daß dieſe Gelder für Kirchenbauten bewilligt werden? Die Erhöhung 
der Einnahmen zwingt zu Konſequenzen in Bezug auf die Verwen⸗ 
dung, denen ſich auch diejenigen nicht entziehen können, die keinen 
Theil daran haben. (Sehr richtig! links.) Wo wir wiklich annah⸗ 
men, daß eine Erhöhung der Ausgaben des Etals nöthig iſt, gaben 
wir, wie in dem bekannten Falle der Heeres berſtärkung, auch unſerer⸗ 
ſeits die Deckung mit neuen Steuern befürwortet, damals in der Form 
ver Reichseinkommenſteuer in der Meinung, daß eine ſolche neue 
Steuer nothwendig ſei, um jene Koſten zu decken. Dieſe Annahme hat 
ſich als =, herausgeſtellt. Der preußiſche Staatshaushalt hat nicht 
mit einem Defizit abgeſchloſſen, in dem erſten Jahr nach der Heetes⸗ 
verſtärkung, ſondern mit einem Ueberſchuß. Es wäre allerdings 
möglich geweſen, auch ohne Erhöhung der Matrikularbeiträge nicht 
De unter Aufhebung aller Ausfuhrprämien dieſe Militärausgaden 
zu decken. 

Herr v. Bennigſen hat in einem Vergleich die Verwaltung der 
Stadt Berlin berangejogen. Er weiß wohl, daß die freifinnige Partei 
nicht ſouverän ift in der Geſtaltung der Steueroperhältniſſe Berlins 
(Widerſpruch rechts) und er weiß, daß der Etat feſtgelegt iſt durch 
Spezialgeſetze, die nicht abgeändert werden können ohne Zustimmung 
des Landtags und der Regierung. Ich will nicht auf die wunderbaren 
Theorien des Herrn von Bennigſen eingehen, in denen er die Gas⸗ 
und Waſſerleitungs⸗Einnahmen zu den indirekten Steuern rechnete — 
ebenfo könnte er die Einnahmen aus der Poſt⸗ und Telegraphenver⸗ 
waltung im Reich als indirekte Steuern auffaſſen. (Heiterkeit kinks.) 
Ich nehme den Vergleich vollſtändig auf und ziehe die Schlußfolge⸗ 
rung: Herr v. Bennigſen hat anerkannt, daß die Stadt Berlin voll 
und ganz ihren kommaänalen Verpflichtungen hat nachkommen Sönnen, 
daß Berlin trotz ſeiner Erweiterung der Bevölkerung und der Kom⸗ 
munalausgaben es fertig gebracht hat, in derſelben Zeit, in welcher 
das Reich feine Steuereinnahmen durch neue Steuern verdoppelt hat, 
mit den bisherigen Steuern, Die vor zehn Jahren deſtanden, alle dieſe 
Ausgaden durchzuführen. Das iſt derjenige Standpunkt, den wir ein⸗ 
nehmen, daß man ſparſame Wirthſchaft führe, daß man nicht neue 
Steuern verlange, ehe die Ausgaben ſich erhöhen, daß man ſich nach 
der Decke ſtrecke. Berlin hat gezeigt, daß es möglich iſt, ohne fort⸗ 
geſetzte neue Steuern und Zölle den Anforderungen gerecht zu werden. 
Deshalb ſteht die Verwaltung von Berlin als leuchtendes Vorbild, als 
Muſter für alle Reichs finanzminiſter und Staatsſekretäre der Gegen» 
wart und der Zukunft da, die weiter nichts verſtanden haben, als fort⸗ 
geſetzt die Steuern zu vermehren und dennoch ein Defizit zu erzielen. 

Herr v. Bennigſen hat einen Tilgungsfonds vorgeſchlagen. Das 
iſt aber doch nur ein äußerliches Mittel, fo lange eine Reichdverwal⸗ 
tung in der Lage iſt, jährlich mit der einen Hand neue Konſols zu 
verlaufen, mit der andern Hand Konſols zur Tilgung zu kaufen. Das 
iſt ein Beruhigungsmittel für hamloſe Leute. (Sehr gut! links.) Herr 
v. Bennigſen ſelbſt hat an der Spitze geſtanden, als wir die veraltete 
Einrichtung in Preußen wieder aufhoben. Einer wachſenden Vermeh⸗ 
zung der Schulden wird dadurch vorgebeugt, daß man in der Prüfung 
der Ausgaben rigoros iſt und keinen Unterſchied macht, ob eine 
Deckung gewonnen wird aus laufenden Mitteln oder andern, daß man 
nicht eine Prämie darauf ſetzt, bei der Deckung aus Anleihen weniger 
Vorſicht zu gebrauchen. Die jetzige Einrichtung des Etats iſt weniger 
ane die frühere und fördert in keiner Weiſe eine gründliche 
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Herr p. Bennigſen fehnt ſich nach einem verantwortlichen Reichs⸗ 
finanzminiſter. So ange wir den nicht haben, iſt er doch zu einem 
gewiſſen Grade als Vorfitzender der Budgeikommiſſion in der Lage, 
eine ſtrenge Prüfung der einzelnen Poſitionen vorzunehmen, und alle 


Ausgaben, die nicht abſolut nothwendig, zu ſtreichen. Die Streichung 


dieſer Ausgaben iſt das deſte und wirkſamſte Mittel einer ſollden 
Finanzverwaltung. Ich würde die Einnahmen des Etats, die unter 
der Wirklichkeit verauſchlagt find, nach ihrem wirklichen voraus ſichtlichen 
Ergebniß erhöhen. Im Einzelnen kann man ſtreiten. Thatſächlich wird 
man ernſtlich nicht beſtreiten, daß die Einnahmeziffern, welche den 
Einzelſtraten überwiefen find, um viele Dutzende von Millionen zu 
niedrig veranſchlagt find: Was ſoll es heißen, daß die Einnahmen aus 
den Zöllen noch 4 Millionen hinter der vorjährigen Einnahme zurück⸗ 
bleiben? Den Einzelftaaſen wird zugemuthet, mit 24 Millionen weniger 
Ueberweiſungen vorlieb zu nehmen als im Vorjahre? Das iſt nicht 
nöthig, wenn man die Einnahme⸗Etats richtig behandelt. Ich halte es 
für möglich und nothwendig, daß in dieſem Jahre, und zwar ſofort 
gewiſſe Steuer- und Zollreformen Platz greifen. Die Rübenſteuer iſt 
aufzuheben, ohne erſt ein weiteres Ergebniß der Londoner Konvention 
abzuwarten. (Hört! hört! rechts.) Herr v. Bennigſen ſelbſt ſetzt nicht 


die geringſte Hoffnung in ein Zuſtandekommen der Konvention. Die 


Aufhebung der Exportprämie iſt im Intereſſe unſerer deutſchen In⸗ 
duſtrie ſeldſt nothwendig und ein großer Theil der Zucker ⸗Intereſſenten 
iſt damit völlig einverſtanden (Widerſpeuch rechts) weil in dem 
Augenblick, wo die Rüdenſteuer wegfällt, ſich der Zuckerpreis um zehn 
Mark pro Zentner ermäßigt, und daraus folgt eine ſolche Verſtärkung 
des deutſchen Konſums, daß die deutſche Produktion einen Abſatz 
findet, ſelbſt wenn ein Theil des ausländiſchen Marktes verloren geht. 
Man darf nicht Dutzende von Millionen an die beſtehenden Zucker⸗ 
fabriken zahlen, die bereits hohe Dividenden haben, um es zu er 
möglichen, daß die Engländer billiger den deutſchen Zucker eſſen als 
wir. Diese Ausfuhrprämienwirthſchaft giebt fortwährend Anlaß zu 
neuen Gründungen, zur Ausdehnung der Etabliſſements und zu einer 
Ueberprodultion. Ich würde auch gar kein Bedenken haben, die ſoge⸗ 
nannte Liedesgabe bei der Branntweinfteuer zu beſeitigen, gerade in 
dieſem Zeitpunkte. (Hört! hört! rechts.) Dieſe 40 Millionen gereichen 
nicht der Brennerei zum Vortheil, ſondern erhöhen den Kaufpreis 
dieſer Güter, und in dem Augenblick, wo ein Gut verkauft oder abge⸗ 
treten wird, iſt der nachfolgende Beſitzer in derſelben Lage wie bei der 
vorigen Dotatſon. Auf dieſe Weiſe werden viele Millionen verfügbar, 
um eine Finanzreform herzhaft in Angriff zu nehmen. 

Die Theuerung können Sie nicht abſtreiten, Sie mögen ſagen, 


was Sie wollen; ſie wird in jedem Hauſe mitempfunden, Das liegt 


nicht an einer ungünſtigen Ernte wie 18:9, ſondern iſt in der Haupt⸗ 
ſache hervorgerufen durch die Finanzwirthſchaft. Es iſt eine künſtliche 
Theuerung; denn während in Deutſchland eine Theuerung herrſcht. 
kauft man im Auslande den deulſchen Weizen um nahezu 50 Mark 


billiger als in Danzig; wo die deulſche Grenze aufhört, iſt ſofort das ö 


Korn billiger als in Deutichland.} 
Eigenthümlich iſt die Stellung des Herrn v. Bennigſen in Bezug 


auf die Kornzölle. Auf der einen Seite hat er geſagt, daß er ſie im 
Prinzip nicht billige. Auf der anderen Seite hat er jo viele delato⸗ 


riſche Einwendungen gemacht und ſo viele Reſolutivbedingungen an⸗ 
gehängt, daß ſeine ganze Rede in eine Befürwortung der Kornzölle 
berausläuft, beſſer als es eine agrariſche Ride hätte thun können. 
err v. Bennigſen weiſt die Verantwortlichkeit für die Kornzölle zurück. 
ann muß ich daran erinnern, daß in dem Augenblick, als das Schickſal 
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thümlich, daß Herr v. 
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Herr v. Bennigſen früher mit uns gehegt ha 
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der Kornzölle zweifelhaft war, Herr v. Bennigſen es gepefen iſt, der 
erklärt hat, daß er für den damals vorgeſchlagenen, allerdings Hin: = 


Kornzoll ſtimmen werde, und er hat das gethan. Dleſe eiten 
für den Kornzoll iſt von entſcheidender Wirkung Ge one 
Folge war ein Antrag auf Verdoppelung der Zölle. Dann hat ſich 
Herr v. Bennigſen allerdings von der Übrigen agrariſchen Geſellſchaft 
getrennt. Sie haben die Sache helfen in Gang bringen und nun 
werden die weiteren Konſequenzen ohne Ihre Mithilfe gezogen. Bei 
ſolchen Sachen kommt es immer darauf an, wer mithilft, den erſten 
Schritt zu thun. Nachher kommen die Dinge von ſelder. So trägt 
allerdings Herr v. Bennigſen mit die Verantwortlichkeit für den zehn⸗ 
fach erhöhten Betrag der Kornzölle. Das iſt ja das Unglück, daß 
ſeine Partei ſich in dieſer Lebensfrage der Kornzölle neutralifirt, daß 
Diejenigen, die dafür ſtimmen und die dagegen gefinnt, die Geſammt⸗ 
partei zum großen Theil neutralificen.. Weiterhin haben Sie das 
Mögliche gethan, um ſolche Männer in den Reichstag zu bringen, die 
nachher für die Kornzölle geſtimmt haben. Das ift ja der Inhalt 
dei Kartells, daß Sie eher jedem Konſervativen, der für jeden Korn⸗ 
zoll ſtimmen würde, als einem Freiſinnigen Ihre Stimmen geben. 

j Hert v. Bennigſen meint nun, wir könnten die Agrarzölle nicht 
aufbeben, ohne die Induſtriezölle. 1887 hat man aber einieitig die 
Agrarzölle erhöht ohne Erhötzung der Induſtriezölle. Der Anſichk bin 
ich allerdings, daß Die agrariſchen Zölle im Großen und Ganzen nicht 
85 werden können, ohne zugleich die Induſtrie⸗Schutzzölle 


— ET nd rn En Anz en er 


wenigſtens zu ermäßigen. Wenn Herr d. Bennigien ſagt, wir könaten 
die Induſtriezölle ncht aufgeden, da wir ſonſt nicht Material zu 
Handelsverträgen bätten, fo thut er grade fo, als od die Regierung 
vollauf mit der Nenifion der Handelsverträge in freihändleriſcher Rs 
tung beſchäftigt wäre. Mir iſt davon nichts dekannt. Weiß Herr 
v. Bennigſen etwas mehr? In feiner Partei, find die induſtriellen 
Schuszöllner edenſo zahlreich vertreten als die agrarſſchen Stimmen, 
und ich glaube kaum, daß aus ihr irgend eine Anregung kommen werd, 
die Regierung ſolle zu dem früheren freihändleiſcen Programm zus 
rückkehren. Wir können in di: induſtrie en Zölle tüchtige Schnitte 
machen und find doch ſicher, für Handelsverträge ein reiches Material 
übrig zu baden. Gerade wegen der gegenwärtigen Lage von Handel 
und Industrie wünſche ich, einen Anfang zu machen mit der Auf⸗ 
hebung der induſttiellen Zölle Der Unternehmungsgeiſt bat lange 
darnieber gelepen in Folge der großen Räſtungen; letzt regt ſich Ders 
ſelbe, die Preiſe ſteigen, das iſt richtig. Nun komin: aber ein Moment 
hinzu vorübergehender Natur, die auferordentlihen Beſtellungen der 
Eiſenbahnverwaltung. Dieſes Moment: kann ſehr gefährlich werden; es 
kann die Induſtrie verführen, vorübergehende Konjunkturen für dauernd 
zu halten. Die Breife im Inland, und das iſt gerade die nachtheilige Wir⸗ 
kung der Zollpolitik. können höher emporſteigen ohne Rüdficht auf den Welt⸗ 
markt, und den Schwerpunkt auf den Abſatz im Lande verlegen. Es iſt 
nicht zu leugnen, daß der Ausſuhrhandel rüdgängige Ziffern aufmweilt. 
Die letzte Ernte iſt allerdings nicht jo günſtig geweſen, daß fe Die 
Theuerungspolitit der Zölle korrigiren kann. Die Löhne haben eine 
geroiffe Grenze, und die Leute find gezwungen, für unentbehrliche 

inge, wie Lebensmittel, mehr auszugeben und werden ſich deshald in 
Bezug auf das Entbehrliche einſchränken. Sie treten weniger als 
Käufer auf den Markt. Das wird ſich dald demerklich machen. Auf 
der einen Seite alſo Verminderung der Nachfrage, auf der anderen 
Seite erhöhte Produktion durch Ausdehnung der Unternehmungen. 
Die Folge iſt eine rapide Preisſteigerung: Ich will nicht ſagen, daß 
es fo kommen muß. Die weirthſchaftlichen Bedingungen laſſen ſich nicht 
durch mathematiſche Formeln berechnen. Sie find Produkte verſchie⸗ 
dener Kräfte. Aber das wird Niemand leugnen, daß gerade in der 
Zollpolitit ein Moment Der Gefahr liegt. Ich balte es darum für 
nützlich, wenn die Induſtrie ſeldſt daran gemahnt wird, künftig mehr 
als bisher mit der ausländiſchen Konkurrenz zu rechnen, damit ſie die 
Preisſteigerung nicht zu weit treiben ſoll, und ich meine, daß wenn 
ernßlicher Wille vorhanden iſt, man mit den Zollreformen den Anfang 
machen kann. Es wäre viel gewonnen, wenn wenigſens darüde; be 
ſtimmte, feſte Anfündigungen erfolgten. Aber man wird vergeblich 
hoffen, daß von Seiten der nationalliberalen Partei hierin ein Druck 
auf die Regierung ausgelldt wird. 

Im letzten Theil feiner Rede hat Herr Bennigſen gegenüber den 
Betrachtungen Bebels üder die Unzuftiebenheit im Lande ſeinerſeits die 
Zuftiedenheit im Lande geſchildert. Es war aber deshalb ſchon eigen: 
ennigſen ſich bei feiner Schilderung der Bus 
friedenbeit di Deutſchland haupiſächlich auf das Ausland berief. Warum 
ſollen die Ausländer beſonders kompetent fein, hierüber zu urtheilen. 


einen verſchwindend geringen Theil dei. Sie unterliegen nicht un lerer 
inneren Gtſetzgebung, fe haben nur Vortheile Davon, daß na en 
deiden glücklichen Kriegen das Anſehen Deutſchlands ſich erhöht hat, 
| Deshalb iſt es zu entſchuldigen, wenn im Ausland einſeitige Urtheile 
über das Inland laut werden. Ich will zugeden, daß es in Deutſch⸗ 
land eine kleine gut tuirte Partei giebt, die alle Urſache hat, mit den 
gegenwärtigen Verhältniſſen zufrieden zu fein. Dieſelde, deren Söhnen 
und Vettern alle öffentlichen Aemter leicht zugänglich find deren ges 
werdliche Intereſſen geſchüzt und prioilegirt werden, mögen fle Burg; 
befitzer, Zuckerintereſſenten und Weinbauer fein, dieſe Kreiſe baden alle 
Urfache, aber wo iſt Zufriedenheit jonft? Will man dieſelbe ctwa finden 
in den lärmenden Kundgedungen dei biefen oder jenen Festlichkeiten? 
So mancher Patriot ſteht bei Seite und bedauert im Stillen, daß ſolche 
Feſtlichleiten nicht in ſolcher Finfachheit und Würde begangen werden, 
wie es noch vor einiger Zeit der Fall war. a 

Herr v. Bennigſen jagt dann: mir füblen uns in unferen Hoff⸗ 
nungen getäuſcht. Jawohl, wir heiden Usſache, ung in Hoffnungen 
enttänſcht zu fühlen. Ader find das nicht Diejelden Hoffaungen, die 
Be Als ich vor 22 Jahren 
im konſtiluirenden norddeutſchen Bundestag Herrn v. Bennigſen zu erſt 
kennen lernte, welche Hoffnungen knüpften ſich damals an die innere 
einheitliche Geſtaltung Deutſchlands! Der ganze Verfaſſungskamof, 
der ganze Unterſchied zwiſchen Fortſchrittspartei und nationalliberajer 
Partei befand ſich ſchon weſentlich darin, daß die einen die Hoffnung 
auf eine weitere freiheitlize Geſtaltung für ſelbſtverſtänvlicher hielten 
als wir. Haden wir nun die volitiſchen Freiheiten, deren Erlangun 
damals in Ausficht geſtellt wurde! Wirthſchaftliche Freiheiten ſind 
allerdings realifirt worden, wie die Gewerdefreihrit, die Freizügigkeit. 
Ader die Hoffaungen auf weitere Freiheiten ſind rückgängig gemacht 
worden dadurch, daß in der Folgezeit was früher für je'bitveritänn, 
lich galt, zuräckrevidirt wurde. Man bat die Gewerbefreiheit be, 
schränkt, die Koalittons re heit thatſächlich in Frage geſtellt. Gerade 
aus nalionalilderalen Reiben werden Anregungen auf weitere Em⸗ 
ſchränkungen der Koalitionsfreiheit und der Freizügigleit gegeben. Da⸗ 
mals galt die Gleichberechtigung der Konfeſſton als ſelbſtverſtändlſch; 
theoretiih gilt das auch hrute noch. Thatſächlich wird Herr v. Bene 
nigſen nicht leugnen, daß den Juden große Klaſſen im Amts, und 
Staatavienſt unzunänglih ſind, fo gut wie verſchloſſen find, und die 
antiſemitiſche Hetzerei erfreut ſich einer Patronage von einflußreicher 
Seite, wie man das früher nicht für möglich gehalten hat. 

Im Jahre 1869 hoffte die nationa liberale Partei ſchon auf eine 
Reform der Landgemeindeordnung, und heute ſtehen wir noch denſelben 
wirten und wüſten Verhältniſſen gegenüber wie damals. Auch heute 
noch behelfen wir uns mit der mangelhaften Städteordnung aus der 
Manteuffelſchen Zeit. Ebenſowenig iſt ein Unterrichtsgeſetz erſchienen. 
Das Schulweſen tft nach wie vor der Diskretion des Kultusminiſters 
unterſtellt. Die konfeſſtonele Rich ung in der Volksſchule nimmt wie, 
der üderhand. Wer hätte eine ſolche Stagnation jeder geſetzgederiſchen 
Reform in Preußen für möglich gehalten? Und wie ſtehis mit der 
Kirche? Wo find heute die Hoffnungen, die Herr v. Bennigſen 
Beginn der ſogenannten Kalturkampfaera hegte? Welche Hoffnungen 
ten er ae — 7 = * Sub be 5 i 3 8 

einmal die freie Predigerwa ert, die Hierarchle 
auf evangeliſcher Seite heute felbnbewußel auf, wie je, well ſie wohl 
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merkt, wie man von oben ber mehr als je ein gewiſſes äußerliches 
Kirchenweſen pflegt und alle Bestrebungen aller Vereine, die 
Namen Stöcker verbunden find, finden von oben her eine Patronage, 
welche ſogar Namen in den Dienit ſolcher Vereinigungen ftellt, 
= — m Niemand geglaubt hätte, daß ſie mit Herrn Stöcker zus 
ammengehen könnten. 

und Bann erinnere ich an die Majeſtätsbeleidigungsprozeſſe der 
legten Zeit, die geführt find wahrlich gegen das öffentliche Rechtögefühl, 
an die Prozeſſe wegen Bismarckdeleidigung, dann an die politiſchen 
Tendenzprozeſſe, bei denen eingeſtandener Maßen nicht der Zweck war, 
das Recht zur Geltung zu bringen, ſondern politiiche Rebenzwede. Sie 
find ja fruchtlos verlaufen, aber zur Vermehrung des Anſehens unferer 
Juftiz und zur Erhöhung der Zufriedenheit im Volke haben fie gewiß 
nicht beigetragen. 1 der Preſſe wird mit aller Macht in den Dienſt 
der Regierung gezogen, und von dieſer Seite wird Alles verdächtigt, 
was ſich eılaubt, anderer Meinung zu fein, als wie fie der Fürſt 
Bismarck im Augenblick vertritt. Selbſt der böchſte Beamte, ſelbſt der 
Chef des Generalſtades it nicht fiber vor Anfeindungen. 

Die Grundlage ehrlichen politiſchen Lebens in der Oeffentlichkeit 
fo die Gleichberechtigung aller Parteien ſein. Ader felbft in unbe⸗ 
ſoldete Ehrenämter binein werden Leute nicht gelaſſen nur, weil ſie 
ihre freifinnigen Anſchauungen dethätigen. Die Vertheidigung des 
Vaterlandes ſoll eine gemeinſame Ehrenpflicht aller Bürger fein, aber 
wer freifinnigen Anſchauungen huldigt, wird trotzdem nicht Reſerve⸗ 
Nauk a or Re en — er 
nicht ohne Anſehen einer Partei a Men daß man 
weiter klemmt, wenn man ſich zu den Ideen bekennt, welche gerade 
der Reichskanzler vertritt. Herrn von Puttfamer find wir los, aber 
das Syfiem iſt daſſelbe geblieden, derſelde Faden, nur eine andere 

ummer und mit dem Unterſchied, daß Heer v. Bennigſen jetzt mit 
ein Vollſtreaungsorgan dieſer Pattei geworden iſt. Nach wie vor 
jeben a 880 — „55 101 3 

e habe ich noch gar n erührt, 5 
liſtengeſetz deſſen Handhabung demnach deſprochen werden wird. 

Herrn v. Kardorff bat es geſtern ſchmerzlich berührt, daß in 
irgend tiner Formel in Reuß der Name des Kaiſers ausgelaſſen war. 
Das iſt gewiß nicht ſchön, aber geradezu unerhört iſt es, wenn die 
Standarte des Kaiſers, die nur nach außen hin dem ganzen Volk vor⸗ 
angetragen werden ſoll, in den Kampf politiſcher Parteien hinein⸗ 
getragen wird, möge das eine einzelne Partei ſein oder eine Gruppe 
von Parteien, das Kartell, welches ſich berausnimmt, fein politiſches 
Parteiprogramm mit der kaiserlichen Standarte decken zu wollen. 
Unſere Hoffnungen find allerdings in manchen Richtungen getäuſcht, 
ader darin irrt 1 Herr v. Bennigſen, verbittert ſind wir darum nicht. 
Wir tragen keine perſönliche ſubjektive Verbitterung in die Situation 
hinein. Wären wir verbittert, fo würden wir uns zurücknehen von 
der Mitarbeit an der Geſetzgedung. Erbittert, enttäuſcht in perſön⸗ 
lichen Hoffnungen mag jemand geweſen ſein, wenn er, wie Herr von 
Bennigſen, vor einigen Jahren ſich hinter die politiſche Front zurück⸗ 
ieht, oder es mag auch perſönliche Verbitterung fein, wenn jetzt Herr 
—.— dieſelbe Abücht haben ſoll. Nein, daran denken wir nicht! Wir 
bleiben ver der front, wir werden nach wie vor unſer Programm vertre- 
ten, wenn wir auch in mancher unſerer Hoffnungen uns getäufcht ſehen. 
Wir wiſſen es: die Dinge find verändert, und die Verhältniſſe 
wechſeln. Wir geben die Hoffnung nicht auf, daß wir ſelber noch 
beſſere Zuſtände erleben, in denen wir mehr Zufriedenheit im Innern 
dekommen, als es beute der Fall iſt. Aber ſchwerer noch als dieſe 
politiſche Unzufriedenheit mit den inneren Zuftänden laſtet auf uns 
eine ſchwere Sorge für das Reich in einer Zukunft, die vielleicht keiner 
ron uns erlebt. Es iſt das die Unzufriedenheit mit den perſönlichen 
F e ib. De e aan 
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kanzlers seit 2 92 10 Jahren begann mit einem Appell an die 
Sonderintereſſen. Man bat die Unzufriedenheit mit den beſtehenden 
Zuständen und Geſetzen erregt. Man hat Verſprechungen nach allen 
Seiten gemacht, man hat zuletzt mit Verſprechungen ſich an die Mil⸗ 
lionen zählenden Arbeiter gewendet, und das iſt gerade die Gefahr 
einer neuen Sozialdemokratle, daß in ſehr welten Klaſſen, die nach 
Millionen zählen, das Gefühl der eigenen Verantwortlichkeit geſchwächt 
it, und daß Anſprüche an den Staat für die Zukunft hervorgerufen 
werden, jo daß die Sozialpolitik des Reſchskanzlers die eigentliche Nähr⸗ 
mutter der Sozialdemokratie iſt. Sie iſt ja auch in einigen anderen 
Staaten verbreitet, ader ihre Eigenact in Deutſchland iſt ein Neben⸗ 
rodukt der Stagtskunſt des Reichskanzlers; obne ihn hätte fie dieſe 
Verbreitung in Deutſchland nicht erreicht. Aber er hat ſie falſch be⸗ 
handelt, von Laſſalle an, dald mit Zuckerbrot, bald mit Peitſche. Je 
größer die Unzufriedenheit geworden iſt, deſto größer werden die 
Verſprechungen der Regierung, um noch eine Mehrheit zu ſich herüber 
zu ziehen. Aber quleet kommt dann ein Zeitpunkt, wo dieſe Wechſel, 
die der Fürſt Bismarck ausgestellt hat, eingelöſt werden müſſen, 
Wer ſind die kommenden Männer, die fie einlöſen können! 
Etwa die Kartelljugend, die nach ihm kommt? — Einer der höchſten 
Beamten aus dem Reichtamt des Innern bat im vorigen Jahre unſer 
beranwachſendes Beamtenthum geſchildert, wie es durch äußere Schnei⸗ 
vigk en Mangel innerer Tüchtigkeit zu ergänzen trachtel. Ader das 
find Erscheinungen, vie Herrn v. Bennigſen keine Sorge machen. Er 
gebt nicht, daß die neuen Aufgaben, die das Reich ſich aufladet, ſchwere 
Sorgen ſchaffen, ohne daß die Kräfte vorhanden find, in Zukunft diefen 
Aufgaben zu degegnen. Er bleibt in feiner Bewunderung des Reichs⸗ 
kanzlers yelangen in der Beurtheilung der Zuſtände, und wenn etwas 
a paß ſelbſt 1 — Fürſten Bismarck 8 8 = * 
v. Bennigſen, nicht. e feiner hüben Aufl 10 eu Bel den 
Neickskan ler von dieſem W˖ rück ubalten ſondern daß er es in 
erſter ce oe ift, der ER Le größerer Schweigſam keit ſich 
gefügt DR daber es weſentlich mitverſchulder, daß der Kanzler 


weiter und weiter gegangen iſt auf den Bahnen, die wir für verderblich 
agen gien rege Entooidcieng Deulſchlands. (Lebhafter Beifall 


U nls, 8 72 
ran Pie Hötticher: Es kam dem Herrn Vorredner wohl 
weſenllich gigen und lic alt verhaltenen Groll Rechnung zu tragen, 
Herrn v. Den ehrliche glichſt berabzufetzen, feine Tolitif as eine uns 
und geil of beiotnauftetlen und dadurch im Lande die Hoff⸗ 
nung zu mebt 46 mit der na Wahlen es doc beſſer fei, mit der Fort⸗ 
ſchrittspartei o + tsdebandluntionellideralen Partei zu geben. Daß die 
Eta dürfen a ar rg rg RR Der 
2 err Richter in der Behandlung 
ger keinen Unteres gemacht hat, ob es ſich um 
bayeriſche oder Reichsangelegendeiten 
en von den Zuſtänden im deutſchen 
man den Eindruck hat, daß es 


nd denn. 
eiche N Seite ein ‚gobed Opfer ift, 
e 


wird ſchwerlich darauf rechnen können, daß dieſe Rede 
draußen im Lande irgend welchen Eindruck machen 8 5 1 
ewöhnliche Mann hat nicht Zeit genug, ſo 

ern Sie Eindruck machen wollen, jagen ſie 
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land iſt fie dadurch herbeigeführt, daß eine große Anzahl Robſtoffe in 
das Land eingeführt wird, die dann dier veredelt und an Werth ver» 
mehrt wieder ausgeführt werden. Die daraus reſultirende negative 
rosperität unſres 
Landes geleitet werden. Dann bat Herr Richter ſich mit Schärfe über 
das Schweineeinfuhrverbot ausgelaſſen. Ja, daß eine Preisſteigerung 
die Folge des Verbots ſein würde, hat auch der Bundesrath ſich ge⸗ 
ſagt, als er das Verbot plante, und wenn es dennoch beſchloſſen 
wurde, ſo werden eden Gründe zwingendſter Natur dafür maßgebend 
geweſen fein. Die Ausdehnung der Maul» und Klauenſeuche in 
Deutſchland war im Aprit d. J. geradezu ſchreckenerregend. Wir 
hatten innerhalb unſres Viehſtandes einen ſolch ungünſtizen Geſund⸗ 
heitszuſtand. Alle Maßregeln der Rezierung verfingen dagegen nicht, 
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in Berlin. Da wird er ſehen, daß ein groger Theil der Landſchaften 
arnicht wieder zu erkennen iſt gegenüber dem früheren Zuſtande. 
(Sehr wahr! rechts). Auf allen Gebieten ein vollitändig neues Bild, 
überall die größten Fortſchritte. Uederall findet ſich eine weit ge⸗ 
ſteigerte Lebenshaltung. (Sehr wahr! rechts und bei den National⸗ 
liberalen.) Wenn Herr Richter Angeſichts dieſer Zuſtände in Deutſch⸗ 
land als Unzufriedener von Bauf (Oho links) bleiben will, fo mö ze 
er fo lange warten, bis ihm Gelegenheit gegeben wird, die beſſernde 
vom an ſolche verkommenen Zuſtände zu legen. (Beifall rechts und 
ei den Nationalliberalen. Unrube links.) hr 
Abg. Rickert (dfr.): Ich mache aufmerkſam auf den Ton, den 
Herr v. Bennigſen anſchlägk. Er ift erregt, er ſpricht von Unzufriede⸗ 
nen von Beruf, von Radikalen. Er ſchlägt denſelben Ton an wie die 


ſodaß wir ernſtlich uns fragen mußten: ſollen wir nicht die Quelle Preſſe, die ihn früher genau ſo wie uns zu den Radikalen warf. Er 


verſtopfen, woraus uns immer von Neuem die Maul» und Klauen⸗ 
ſeuche zugeführt wird? Zwingend war für und der zweifelfreie Be 
weis, daß die Seuche über die öſtliche Grenze maſſenbaft uns zuge⸗ 
führt wurden. Es kam uns ferner darauf an, unſerer Produktion die 
Märkte wieder zu gewinnen. die wir im Weſten hatten und die wir 
durch die Einfuhrverbote der britanniſchen und belgiſchen Regierung 
verſperrt ſahen. Es handelt dabei um oußerordentlihe Werthe. 
Allein von Schafen z. B. nach Großbritannien betrug 1888 die Einfuhr 
direkt von Deutſchland 390601 Stück und über Hamdurg⸗Altona 66 700 
und Ochſen 8821 bezw. 18 781. Im Uebrigen verdanken wir die hobe 
Preisſteigerung nicht dem Einfuhroerdot allein, ſondern in ähnlicher 
Höhe find die Preiſe in Oeſterreich und in andern Ländern geſtiegen. 
Wir ſind daneben beſtrebt, die heimiſche Schweineprodultion durch 
Verbilligung der Eiſenbahntarife, durch Veranſtaltung von Märkten 
u. |. w. zu heben, und wenn die deutſche Statiſtik ergiebt, daß wir in 
einem Jahre 89000 Schweine mehr aus⸗ als eingeführt baden, fo 
werden wir ſchließlich wohl im Stande fein, unabhängig vom Aus⸗ 
lande für unſern Bedarf an Schweinen voll zu ſorgen. 

Nicht minder grundlos wie gegen das Einfuhrverbot it die Agi⸗ 
tation gegen den Getreidezoll. Wir haben vor der Einführung des⸗ 
ſelden vielfach höhere Getreidepreiſe gehabt wie heute. Was die 
Unzufriedenheit angeht, die wir in weiten Kreiſen angeblich erregen, — 
ja, jo gut wie die oberen Klaſſen werden wir die Arbeiter niemals 
ſtellen lönnen. Dazu würde auch Herr Bebel nicht im Stande ſein, 
wenn er ſein Staatsideal zu verwirklichen in die Lage käme. Von 
einer allgemeinen Verarwung zu ſprechen iſt verfehlt. Denn die Ein⸗ 
nahmen der Arbeiter haben ſich im Durchſchnitt gehoden. Leſen Sie 
nur die Berichte der Fabrikinſpekloren, der Handelskammer s, und die 
Geſchäſts berichte der verſchiedenſten induſtriellen Werle. Die Behaup⸗ 
tung, daß die arbeitenden Klaſſen die gegenwärtigen Lebensmittelpreiſe 
nicht tragen können ift ſchon darum falſch, weil dieſe Preiſe heut niedriger 
find, als fle ohne Gelreidezölle in den ſechziger Jahren waren, und 
weil andererſeits die Löhne geſtiegen And. Die Darſtellung des Adg. 
Richter iſt weit entfernt, uns in unferem oflichtmäßigen und vater⸗ 
ländiſchen Beſtreben zu hindern, für die intellektuelle und materielle 
Wohlfahrt unſeres Vaterlandes zu ſorgen. 4 rechts). 

g. Dr. v. Bennigſen (ul.): Herr Richter bat ſich weniger mit 
dem Etat als mit meiner Perſon deſchäftigt. Nun habe ich von den 
Mitgliedern des hohen Hauſes big in die Bartei des Abg. Richter 
hinein eine zu gute Meinung, als daß ich annehmen möchte, daß ſeine 
Ausführungen den Eindruck machen werden, den er wohl beadſichtigt 
hat. Ich würde alſo auf feine Ausführungen nicht antworten — 
Herrn Richter gegenüber fühle ich das Bedürfniß nicht — aber mich 
deſtimmen zur Antwort vor dem Haufe auch einige ſachliche Ausfüh⸗ 
tungen, die bier und da in feiner langen Rede ſich finden. Er hat es 
nicht unterlaſſen lönnen, bei der Beſprechung der Reichsſinanzen der 
Sache eine perſönliche Spitze zu geben, und er hat lange Ausfährun⸗ 
gen gemacht über Verhandlungen, die zwiſchen dem Reichskanzler und 
mir früher eingeleitet waren und dann abgebrochen find. Und er hat 
über die Rückwirkung geſprochen, die das auf unfere Finanzlage gehabt 
bat. Ich werde mich dadurch nicht verleiten laſſen, ſeine Darſtellungen 
etwa im Einzelnen zu deleuchten. 

Meine Stellung zu den Getreidezöllen begründet ſich dadurch, daß 
ich die Landwirthſchaſt nicht fo leichten Herzens behandeln kann, wie 
er es thut. Ich erkenne vielmehr einen Nothſtand der Landwirthſchaft 
an, der 8 iſt durch den Konkurrenzkamof mit Dem billiger 
produzirenden ? 


treidezölle in meinen Augen nicht die befte Form ſeien, der Landwirth⸗ 
ſchaft zu helfen. 

Herr Richter will den Bedürfniſſen des Reiches mit einer Reichs⸗ 
einkommenſteuer gerecht werden; aber erſtens würde die Bewilligung 
nicht genügen, und zweitens ſtand ſte in dem Augenblicke, wo er und 
feine Freunde die Steuern anboten, gar nicht zur Verfügung. Es 
hätte vielmehr in den Einzelſtaaten erſt jahrelanger Ardeiten und der 
Umgeſtaltung aller Steuerfyiteme bedurft, bevor der Boden geebnet 
war, um die Reichseinkommenſteuer überhaupt einführen zu können. 
Das Deckungsdedürfniß unſeres Etats iſt jetzt um 270 Millienen höher 
als vor 12 Jahren, und was Sie uns mit Ihrer Einkommenſteuer 
bieten wollten, das waren nur 40 Millionen, und ſelbſt dieſer Verſuch 
iſt der einzigſte, der von der Fortſchrittspartei gemacht iſt, um den Bas 
pürfnifien des Reichshaushaltsetats a zu werden. Es iſt ja aller⸗ 
dings viel bequemer, wenn man ſchließlich die Ausgaben auch nicht 
ablehnen kann, ſich der Verantwortlichkeſt für die erhöhten Einnahmen, 
alſo für neue Steuern zu entziehen und dieſe Verantwortlichkelt ans 
deren Parteien und der Reichsregierung zuzuſchleben, die man angreifen 
will. Dann kann man dem Volke votreden, wenn es nach uns ginge, 
ſo würden alle dieſe Steuern gar nicht nöthig ſein. 

Wenn Sie fo große Gegner der indirekten Steuern find, warum 
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ſcheint die Zeit vergeſſen zu haben, wo ihm die freiheitlichen Forderun⸗ 
gen eben jo hoch ſtanden wie heute uns. Welches find denn nun die 
Forderungen, welche die „radikale“ Partei heute ſtellt und die über 
den Rahmen der früheren nationalliberalen Partei hinausgehen? Wir 
baden eine ganze Reihe Petitionen zurückgeſtellt, weil wir uns fagten, 
es lohnt nicht, dieſe Forde ungen zu erheben. Die Unzufriedenheit, die 
wir heute erregen follen, hat ſie nicht ihren Ausdruck gefunden in all 
den Denkſchriften und Flagblättern der nationalliberalen Partei, die 
wir bis 1880 gemeinſam verfaßt und verbreitet haben? Er iſt Schritt 
für Schritt von dieſen Forderungen zurückgewichen. Wir haden einſt 
Schulter an Schalter gekämpft, aber jetzt erfaßt mich tiefes Bedauern, 
wenn ich ſehe, wie ihm die Empfindlichkeit für gewiſſe Dinge, die wir 
uns erhalten baden und erhalten werden, fo lange ein Athemzug in 
uns lebt (Bravo links) entſchwunden iſt, die Empfindlichkeit über die 
Behandlung einer Million deutſcher Wähler. Herr v. Bennigſen bat 
in meine Rede hineingelegt, was abſolut nicht darin lag, er hat genau 
fo auch den Abg. Richter behandelt. (Abg. Richter: „Verſumpft“ war 
ein volljländig erfundener Ausdruck!) Diele Emofindlichkeit war dei 
Ihnen früher anders, Herr v. Bennisſen. Vergleichen Sie Ihre Rede 
über das Sozialiſtengeſetz 1878. Es war eine Zeit politiſcher Erre⸗ 
gung, und auch ich habe unter dem Eindruck derſelden den Fehler bes 
gangen, daß ich einmal für das Sozialiſtengeſetz geſtimmt hade. 
trotzdem hat Herr v. Bengigſen kaltes Blut genug gehabt, um die Fol⸗ 
gen eines derartigen Geſetzes zu überſehen. Er hat die verhängniß⸗ 
vollen Folgen geſchildert, wenn ein ſolches Geſetz von Dauer ſein 
ſollte. Heute, nach zehn Jahren, hat er nicht mehr dieſe peſſimiſtiſchen 
Anſchauungen über das Sozialiſtengeſetz. Seine Rede war ein Vor⸗ 
ſpiel, und derſelde Ton, dieſelde Melodie klingt auch in den Spalten 
des Reichskanzlers wieder, und da wollen die Herren noch von Agita⸗ 
tion auf unſerer Seite reden? 

„Auch feine Darſtellung der Frage der Landgemeindeordnung iſt 
unrichtig. Wir haben früher un? gemeinſam mit dieſen Dingen bes 
ſchäftigt, und der Miniſter Fritz Eulenburg hat erklärt: erſt die Kreis⸗ 
ordnung, Dann wird die Land gemein deordnung ſicher kommen. Sach⸗ 
lich neu iſt ſeine Theorie, die Minorität verantwortlich zu machen für 
die Beſchaffung von Bedürfnifien, dei denen ſie zum Theil nicht mit⸗ 
gewirkt hat. 1887 ſind Steuern dewilligt worden, ohne daß ein Be⸗ 
dürfniß nachgemieſen. Darauf iſt aber Herr v. Bennigſen nicht ein⸗ 
gegangen. Er iſt jedoch nicht verantwortlich, wenn jo koloſſale Korn⸗ 
aölle, wie fe der verrückteſte Agrarier nach dem Ausdruck des Fürſten 
Bismarck nicht vertheidigen kann, jetzt bewilligt find. 

Redner giebt hierauf ſtatiſtiſche Nachweiſungen, daß den Ausfüh⸗ 
rungen des Staatsſekretärs v. Boetticher entgegen die Lebens mittelpreiſe 
allerdings geſtiegen find und fährt fort: Herr v. Bennigien hat meine 
Perſon angegriffen. Ich bin ſtolz darauf. Er fagt, ich wäre in einer 
peſſimiſtiſchen Stimmung. Nun, er kennt mich zu gut, um nicht 
zu wiſſen, daß mein Optimismus undeftegbar iſt. Wäre ich Peſſi⸗ 
miſt, ſo würde die Sehnſucht nach einem behaglichen und be⸗ 
ſchaulichen Leben mich längſt dem Parlamente entfremdet haben. Seine 
Ausführungen ſind in der Preſſe jo gedeutet, als hätte er jagen wollen, 
ich wäre in meinen perſönlichen Hoffnungen und Wünſchen auf meine 
politiſche Karriere (Lachen rechts) — fo ſteht eß heute in den Zeitun⸗ 
gen — getäuſcht worden. Ich kann ihn als klaſſiſchen Zeugen an 
zufen, daß ich allerdings den Wunſch gehegt abe, ihn einmal im 
Miniſtertum zu ſehen, niemals aber für mich gewünſcht habe, ihm 
in irgend einer amtlichen Stellung als Freund zu helfen, ſondern jeder 


usland, dem gegenüber die Landwirthſchaft allerdings weiß, daß ich den Platz, der meinem Herzen am wohlſten thut, in der 
eines Schutzes bedarf. Ich hade aber ausdrücklich geſagt, daß die Ges Volksvertretung ſehe und in der Zukunft ſehen werde. 


- Er kann 
Zeugniß ablegen über die Verſchwöcungsgeſchichte von Stoſch und 


Rickert gegen den Reichskanzler, die ſich ia der offisidjen Preſſe neulich 


breit machte. Alles was da geſagt int, iſt lediglich aus der Luft ges 
riffene Erfindung. Der Peſſimis mus drückt mich nicht nieder. Der 
otimismus, der mich und meine Freunde aufrecht hält und erhalten 
wird, iſt der, daß wir den feſten unerſchütterlichen Glauden an den 
Sieg der freiheitlichen Beſtredungen in Deutſchland haben. Wir 
müßten in der That verzweifeln, wenn wir dem mächtigſten Kulturvolk 
der Erde zutrauten, daß es ſich die freiheitlichen Güter nicht erringen 
und nicht vertheidigen kann. Diefer unerſchütterliche Glaube iſt feſt in 
uns, und weng Herr von Bennigſen uns räth, wir möchten, wenn wir 
ſo dächten, wie wir geſprochen haben, unſer Päcklein ſchnüren und 
Deutſchland den Rücken kehren — in der Vaterlandsliebe ſind die 
„Radikalen“ dem Oerrn v. Bennigſen ebendürtig und wir halten es für 
unſere Pflicht, je ſchlechter es uns geht, um jo mehr auf unſeren 
Poſten zu bleiben in der feſten Zuverſicht, daß das deutſche Volk ſeine 
freiheitlichen Errungegſchaflen ſich erhalten wied trotz der Rede des 
Herrn v. Bennigſen. (Lebhaſter Beifall links.) 
Damit ſchließt die Generaldiskuſſion. 
Perſönlich bemerkt 5 
Abg. v. Bennigſen (nl.), er habe auf die Rede des Adg. Richter 


laſſen Sie denn die indirekte Steuer quelle in Berlin ruhig weiter flier | nur geantwortet, damit ſein Schweigen außechald des Hauſes nicht 


ßen? Wenn Herr Richter die Berliner indirekte Steuer auf Gas und 
Waſſer in Parallele ſtellen will mit den Ueberſchüſſen der Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung, fo. laſſe ich das nicht gelten, denn die letzteren 
find doch eigentlich nicht Einnahmequellen, ſondern ſollen dem Verkehr 


mißverſtanden werde. Der Ton ſeiner Rede habe ſich aus den Aus⸗ 
führungen des Abg. Richter ergeben. . 1 

Abg. Richter: Ich habe mich bemüht, Herrn Bennigſen ſo zu 
antworten, wie er geſtern unſere Partei angegriffen hat. — Ich de⸗ 


dienen. Die Berliner Miethsſteuer iſt aber unzweifelhalt eine im] dauere, dem Rath des Herrn v. Boelti ger, aussumandern, nicht Folge 


höchſten Grade drückende indirekte Steuer. 

In Berlin find die Herren von der freifinnigen Partei doch in der 
Lage, ihr Programm zu verwirklichen. 

Wenn die Zuſtände in Deutſchland fo ſchlecht wären, wie Herr 
Richter es darſtellt, würde es kein Menſch hier ausbalten. Wir müß⸗ 
ten alle unſer Bündel ſchnüren und nach irgend einem Lande, das mit 
fo vielen politiſchen Freibeiten ausgeſtattet iſt, wandern. In der 
Hauptſache iſt ſeit 1869 doch 
Preußen und im Reich erfüllt. Die Landgemeindeordnung wartet 
allerdings noch auf ihre Erledigung und es iſt wünſchenzwerth, daß 
dieſe nicht mehr zu lange auf ſich warten läßt. Ebenſo wünſchens⸗ 
wetth find Reformen auf dem Gebiet der Städteordnung. Aber Herr 
Richter kennt die außerordentlichen Schwierigkeiten dieſer Fragen ſehr 
wohl. Hätten wir nach ſeinem Rezept mit der Landgemeindeordnung 
angefangen, ſo wären jene großen bahnbrechenden Geſetze wie die 
Kreisordnung und die Provinzialordnung ſicher nicht durchgeführt. 
(Sehr wahr! rechis und dei den N.⸗L.) Alle dieſe großartigen Re⸗ 
formen ſind für Herrn Richter nicht vorhanden. Nun die Schulen! 
Der Künſtler ſoll noch gefunden werden, der neden den 
anderen Aufgaben und Fortſchritten der Ae ſo neben⸗ 
her noch die koloſſale Aufgabe der Regelung der Schul⸗ 
geſetzgebung überwältigen könnte. Andere Länder deneiden Deutſch⸗ 
land und Preußen um die Ordnung des Schulweſenz. Wenn der 
Führer einer radikalen Partei (Oho und Unruhe links) — der unzu⸗ 
friedenen Radikalen der freifinnigen Partei — ſolche Darftellungen für 
faltiſch nothwendig hält, muß ſich der Reichstag das gefallen laſſen 
und muß ich mir als Führer der liberalen Nachdarpartei gefallen 
laſſen, daß er mir „Geſchmeidigkeit“ gegen den Reichskanzler vorwirft. 
Aber Herr Rigter möge doch gehen, dineinreiſen 
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das, was man Liberalismus nennt, in 
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die großen Städte, Landschaften und ate und nicht blos I erhielt, nur einen Tag vor der Ankunft des Kaſſers, Graf Schuwalow 


— nen 


geben zu können. Edenſo wie die Nationalliberalen ausgewandert 
find unter der Reaktionszeit Manteuffei-Weitfalen, würde ich es für 
pattiotiſch halten, jetzt, wo noch jo viele politiſche A:deit vorliegt, dem 
Vaterlande den Rücken au kehren. Im Gegentheil bleibe ich im Lande 
und opponire ihm (o. Boelticher) redlich. (Heiterkeit) Ip bitte ihn 
zugleich um Entſchuldigung, daß ich nicht diejenige Rede gehalten 
habe, die er erwartet hat, nämlich über das Schweineeinfuh oer bot, 
und daß ich ihm fo nicht für feine, wie ich anerkenne, ſorgfältig prä⸗ 
parirte Rede die Vorlage gegeben. (Große Heiterkeit) We 

Hierauf werden eine Reihe von Etatsliteln Der Budgeikommiſſion 
überwieſen, darunter das ganze Extraordinaeium. 8 

. Teig Rechnungsſachen werden der Rechnungskommiſſion übers 
wieſen. g ’ 

Nächſte Sitzung: Montag 1 Uhr. (Rechenſchaftsdericht über 
den kleinen Bela zerungszuffand und erſte Berathung des Sozialiſten⸗ 
geſetzes.) 

Schluß 44 Uhr. 
rmiſchtes. 

* Der Zar auf Reifen. Die — re 
Sicherheit der Perſon des Zaren, wenn er auf! 
werden, ſind, wie „Truth“ erzählt, 


welche für die 
eiſen iſt, getroffen 
ganz außerordentlich. Es wurde 
veröffentlicht, daß der Zar der Gaſt des deutſchen Kaiſers im Marmors 
palaſt in Potsdam fein würde, und als daſeldſt alle Arten koſtſpieliger 
Vorbereitungen getroffen worden waren, entſchied er, daß er ſicherer in 


Berlin ſein würde, und eine große 


Summe wurde verausgabt in den 
Vorkehrungen für ſeine Aufnahme im königlichen Schloſſe. Schließlich 


Aber 


do. kleine 10 


do. blaue 1,20—1,60 IN., do. 


geſtern Abend nach Sofia zurück. 


Mißtrauen gegen die Zwecke der Friedensligz abzukommen. 


ein Telegramm aus Kopenhagen des Inhaltes, daß Se. Majeſtät in 
der ruſſiſchen Botſchaft abſteigen werde, und der Depeſche folgte raſch 


und als ob dieſe Vorſichtsmaßregel nicht hinreichend 9 


Voſen, 1. November. 

* Neformationdfeier, Die ſtädtiſche Bürgerſchule veranftaltete 
entſprechend dem Miniſterialerlaß vom 31. Juli 1880 und der Regie⸗ 
rungsverfügung vom 30. September 1880 heute 8 Uhr Morgens in 
der Aula eine Feier des Reformationsfeſtes. Herr Mittelſchullehrer 
Mitzka, welcher das einleitende Gebet ſprach, undidarauf auch die Feſt⸗ 
rede bielt, erläuterte in längerer Rede die Verbreitung der Reformation; 
er erwähnte auch, daß beute der 350jährige Gedenktag des Uebertritts 
des Kurfürſten Joachim II. zum evangeliſchen Glauben in der Provinz 
Brandenburg feſtlich begangen wird, und daß heute in Spandau dieſem 

ürſten ein Denkmal enthüllt wird. Mit dem Abſingen des Qutber- 
15 . rg feſte Burg“ erreichte die erhebende Feier um 9 Uhr 

r e. 
* Allgemeiner Sprachverein. Am Dienstag, den 5. ds. Mts. 
findet Abends um 8 Uhr im Saale des Herrn Dümke S Vierteljahrs⸗, 
fitzung des biefigen Zweigvereins des Allgemeinen Deutſchen Sprach⸗ 
vereins ſtatt. Die geſchäftlichen Mittheilungen, welche der Vorſtand in 
deſonders reicher Fülle zu machen bat, werden vorausſichtlich zu aus⸗ 
giebigen Erörterungen Anlaß geben über Maßnahmen zur Verbreitung 
des Vereins, zur Gründung neuer Zweigvereine und vor Allem auch 
über die fortſchreitende Arbeit an den Verdeutſchungsbüchern, über die 
Thätigkeit und die Erfolge der hieſigen Ausſchüſſe. Es wird die Ge⸗ 
legenheit geboten fein, den Verein, deſſen Ziele nachgerade allgemein 
dekannt fein dürften, auch in feiner eigentlichen Arbeit kennen zu lernen. 
Darum iſt auch dieswal neben dem möglichſt zahlreichen Erſcheinen der 
Mitglieder die Anweſenheit von Gäſten ſehr erwünſcht. 

* Unfall. Geſtern Abend entzündete ſich in einem im Haufe 
Alter Markt Nr. 11 belegenen Laden das Petroleum im Baſſin der 
Haupllampe. Die Inhaberin des Ladens hatte die Geiſtesgegenwart, 
das Baſſin ſogleich berabzunehmen und auf die Straße zu werfen, wo 
das Petroleum bald aus brannte, ohne irgend einen weiteren Unfall 
herbeizuführen. 

* Aus dem Polizeiberichte. Verhaftet wurde geſtern ein 
Malergehilſe, weil er auf dem Bürgerſteige am Petriplatze und an der 
Ecke der Breslauerſtraße die Paſſage ſpertte und auf mehrmalige Auf⸗ 
forderung ſich nicht entfernte. Verloren: Ein blauer Atlasfächer 
mit Nickelkette auf dem Wege vom Wilhelmsplatz nach dem Alten 
Markte; eine Brille mit Futteral auf dem Wege von der Schloßſtraße 
nach der Kleinen Ritterſtraße; 2 goldene Trauringe in der Kleinen 
Ritterſtraße. Gefunden wurden geſtern ein Portemonnaie mit Inhalt 
und ein goldener Trauring in der Dominikanerſtraße. 


Handel und Verkehr. 
** Berlin, 31. Oktober. Zentral⸗Markthalle. Amtlicher Bes 
richt der ſtädtiſchen Markthallen⸗Direktion über den Großhandel in der 
Jentral⸗ Markthalle.] Marktlage. Fleiſch. Unbedeutende Zufuhr, 
Geſchäft ſtill. Wild und Geflügel. Zufubren in Hochwild gerin 
Preiſe anziehend, . . 51 Zabmes Geflügel reichlich am Markt, 
e. 


0,30 —0,38, Rebwild La. 0,50— 0,65, IIa. 
„ Hafen ze: Stlick 2,50 — 3,40 M. 
Wildgeflüägel. Faſanenhähne 2.50 —3 50 Mk., Faſanenhennen 
1 3,00 Ha. Krammelsvögel 0,18—0,25 M., Wildenten 1,00 — 1.40 
d., Seeenten 50— 75, Krickenten 30—40 M., Waldſchnepfen 2,50—3,25 
M., Belaſſinen 0,50 bis 0.60 M., Rebhühner, junge 1,20 bis 1.55 
Mk., alte 0,90 —1,00 Mk. per Stück. 3 

Babmes Geflügel, lebend. Gänſe, junge 2,20—3,00, Enten 

1,30— 2,00 Mk., Puten 2, 20 — 3.00, Hühner alte 0,90 —1,25, do. junge 0,50 
bis 0,80 M., Tauben 0,40 dis 0,45 Mart per Stück. 
Fiſche. Hechte per 50 Kilo 67-68, Zander 102, Bariche 50—60, 
Karpfen große — Mt., do. mittelge — Ml., do. kleine 68, Schleie 
91 Mk., Bleie 45— 48 Mk., Aland 56 Mk., bunte Fiſche (Plötze ic.) 
do. 43 u Aue ins er = 3 0 a eg 
60 M. Krebfe, große, p. ock 5— „ mitteigr. 1.75 —3, 10 
Gentimeter 9751.20 Mi. 

Butter u. Eier. Dit u. weſtpr. Ia. 116—118 M., Ha. 110—115, 
ſchlefiſche, pommerſche und poſenſche Ia. 116,00 —118,00, do. do. IIa. 
110-114 M., ger. Hofbutter 108—112 M., Landbutter 85—93 M. 
— Eier. Hochprima Eier 3,15— 3,35 Mark, Prima do. —, per Schock 
netto ahne Rabatt. 

Gemüſe und Früchte. Daberſche Speiſekartoffeln 1,20—1,60 M., 
Roſen⸗ 1,20 — 1.50 M., do weiße 1.20 — 1,60 
M. Zwiebeln 6,00 — 6,50 M. per 50 Kilogramm, Mohrrüben lange per 
50 Liter 1,00 Mark, Blumenkohl, per 100 Kopf 25—30 Mark, Kohl⸗ 
zabi, per Schock 0,50 —0,60 M., Kopfſalat, inländiſch 100 Kopf 3 M., 
Spinat, per 50 Ltr. 1,00 M., Kochäpfel 3—5 M., Tafeläpfel, diverſe 
Sorten —, M. ver 30 Kilo, Kochbirnen per 50 Liter 8-10 M., 
Tafeldirnen div 10-20 M., Weintrauben p. 50 Kg. div., brutto mit 
An, am M., ungar. do. 10-40 M., italieniſche do. 35 dis 
40 Mar 
Berlin, 1. Nobbr. [Städtiſcher Zentralviehhof.] 
(Privattelegramm der „Poſener Zeitung.“) Zum Verkauf ſtan⸗ 
den: 410 Rinder, umgeſetzt 200 Stück, Preis unverändert, 
1027 Schweine, Preis 55—63 Mark, Markt nicht geräumt, 724 
Kälber: Ia. 52— 60 Pf., IIa. 40 —50 Pf., Geſchäft: langſam, 
327 Hammel, umſatzlos. 


Telegraphiſche Nachrianen. 


Berlin, 1. November. Ferdinand von Coburg reiſte 


Wien, 1. November. Anläßlich des Beſuchs des Grafen 
Kalnoky in Friedrichsruh bemerkt das „Fremdenblatt“, die Be 
ſprechungen beider Staatsmänner bewahrten ungeachtet gleich⸗ 
artiger Wiederholungen ihre ungeſchwächte Tragweite in Bezug 
auf die Ziele des Friedensbundes. Der Beſuch des Zaren in 
Berlin habe demſelben reichliche Gelegenheit geboten, von einem 


Schon in der geänderten, gerechteren Beurtheilung der Politik 
der verbündeten Mächte durch den Zaren ſowie in der Herſtel⸗ 
lung ungetrübter freundſchaftlicher Beziehungen zwiſchen den 
Höfen von Berlin und Petersburg liege ein in hohem Maße 
werthvoller und für den Frieden wichtiger Erfolg. Dieſem Cha⸗ 
rakter der Situation habe die deutſche Thronrede einen vernehm⸗ 
lichen Ausdruck verliehen. Beide Staatsmänner werden bei ihren 
Beſprechungen gewiß nur von dem Streben beſeelt ſein zur Er⸗ 
füllung der Hoffnungen beizutragen, welche die deutſche Thron⸗ 
rede ausgeſprochen. 
Wien, 1. November. Verſchledenen, über Abſichten und 
Reiſe des Prinzen Ferdinand von Koburg verbreiteten Gerüch⸗ 
ten gegenüber peröffentlicht die „Neue Freie Preſſe“ den In⸗ 
halt eines Geſprächs des Prinzen mit einem ihm naheſtehenden 
Freunde, wonach der Prinz geſagt habe, es führten ihn keine 
politiſchen Zwecke nach dem Auslande; er wünſche nur, daß 
Bulgarien glücklich, ſtark und reich werde. Nur Sofia liege 
im Schwerpunkt der bulgariſchen Frage; die ohne Vorberei⸗ 
tungen unternommene Reiſe beweiſe, wie günſtig die bulgariſchen 
Verhältniſſe ſich geſtalteten. An dem Tage, als er die Verfaſſung 
zu Tirnowa beſchworen, habe er gelobt, kein anderes Intereſſe zu 
kennen, als das des bulgariſchen Volkes. Seitdem ſei nur eine 
fürſtliche Stimme anerkennend laut geworden, nämlich die eines 


Monarchen, der ſelbſt die edelſte Verkörperung des Pflichtge⸗ 


fühls iſt. Der Prinz könne geloben, daß er ſich dieſes Ver⸗ 
trauens immer würdig erweiſen und nichts thun werde, um auf 
Abwegen Anerkennungen zu ſuchen. Ueber die Verhältniſſe zur 
Pforte äußerte der Prinz mit großer Befriedigung, er ſei über⸗ 
zeugt, der Sultan müſſe die weitere Entwickelung Bulgariens 
in ber bisherigen Weile wünſchen. Schließlich ſtellte der Prinz 
noch in Abrede, daß er nöthig gehabt, ſich mit Verwandten zu 
verſöhnen, indem er ſelbſtändig gehandelt und niemand! ihn 
damals zu hindern verſucht habe. 

Kopenhagen, 1. November. Der Finanzminiſter Eſtrup 
wird in dem Reichstage eine Zollvorlage einbringen, welche die 
Zollfreiheit für Kohlen (jegige Zolleinträge eine Million) Kaffee, 
(jest 3 Millionen) Reis, (ietzt eine halbe Million) Thee, (jegt 
7 Million) Salz, (jetzt 400 000 Kronen) Thran, rohes Eis, 
ferner eine Zollermäßigung auf Petroleum (Mindereinnahme 
800 000 Kronen), eine Zollerhöhung auf Wein, Spirituofen, 
Bier, Tabak, Obſt, Spargel, Blumen, Spezereien, Cakes, Cacao 
bringt. Im Ganzen werden die Mindereinnahmen auf 3 / 
Millionen Kronen geſchätzt. 

then, 1. November. Bei dem gefirigen Diner auf dem 
engliſchen Abmiralſchiff drückte der Kaiſer in einem Toaſt auf 
die engliſche Flotte ſeine Befriedigung über den ihm von der 
Britenkönigin verliehenen Titel „Ehrenadmiral der englischen 
Flotte“ aus. ˖ 

Konſtautinopel, 1. November. Der „Tarik“ begrüßt 
die Ankunft Kaiſer Wilhelms als ein glückliches Eceigniß für 
die Türkei; das Blatt erblickt in dem Beſuche des Kaiſers einen 
Beweis dafür, daß Deutſchland die weile Politik des Sultans 
billige. Seit Friedrich dem Großen erfreue ſich die Türkei der 
Sympathie Deutſchlands. Der Kaiſer werde mit großer Herz⸗ 
lichkeit empfangen werden, die Zuſammenkunft ber beiden Mo⸗ 
narchen werde die guten Beziehungen zwiſchen den beiden Reichen 
befeſligen. Deutſchland ſtrebe nach Aufrechterhaltung des Frie 
dens, die Türkei verfolge dieſelbe Aufgabe, indem ſie ſtrikte 
Neutralität beobachte. 

Sofia, 1. Nobbr. Der ſerbiſche Agent Body wurde beauf⸗ 
tragt, ſich auf den Poſten Monaſtiv zu begeben, bis zur Er⸗ 
nennung feines Nachfolgers führt Sekretär Petrovic die Ges 
ſchäfte des diplomatiſchen Agenten. Unter den der Sobranje 
vorzulegenden Geſetzentwürfen iſt auch eine Vorlage, betreffend 
den Bau einer Eiſenbahn, welche Jamboli mit Slivno, Stars 
dagora, Cipan und Philippopel verbinden ſoll. Die Bahn, 
welche ſchmalſpurig gebaut werden ſoll, wird 220 Kilometer 
lang fein und hauptsächlich zur Ausfuhr des Getreides über 
Jamboli nach Burgas dienen. . 


Petersburg, 1. November. Anläßlich der bulgariſchen 
Anleihe bemerkt das „Journal de St. Petersbourg“, es ſei er⸗ 
ſtaunt zu ſehen, wie Ferdinand und Stambulow durch Ver⸗ 
pfändung der Eiſenbahnen über das Natlonaleigenthum verfügen. 
Ihre Stellung würde aber dadurch, vom Rechtsſtandpunkte aus 
betrachtet, nicht gewinnen, da die materielle Bürgſchaft bei der 
Vereinbarung weder älteren Schulden noch Rückſichten interna⸗ 
tionalen Rechtes Rechnung trage. Was dabei die Betheiligten 
betrifft, muß man deren Muth bewundern, Geſchäfte mit der 
unrechtmäßigen Regierung zu machen, die ſich wenig um frühere 
Verpflichtungen kümmert. b 


Marktbericht der Kaufmänniſchen Vereinigung 
Poſen, den 1 
mittl. 


eine W. 8 ord. W. 
Pro 100 Kilogramm. 
Weizen . 18 M. 10 Pf. 17 M. 30 Pf. 16 M. 50 Pf. 
Roggen 16 30 16 10 15 90 
P cr nl Me Open 
aer 15 : 90 e 14 70 14 — + 
artoffen. 2 60 2 1 —-— u — .ı 
Die Markikommiffien. 


Poſener Wochenmarkt. 
8. Poſen, 1. November. 

Des Feiertages wegen find die Zufubren heute ausgeblieben. Auf 

den öffentlichen Plätzen haben keine Märkte ſtattgefunden; dagegen 

waren in den am Viehmarkt gelegenen Gehöften und Buchten eine 

Anzahl Fetiſchweine zum Verkauf angeboten. Ferner Kälber und 

tück Schlachtoieh. Die Kaufluſt ſchien let rege, das Ger 

bhaft, fo daß das Angebot noch vor 9 Uhr geräumt wurde. 

ette Landſchweine, der Zentner Ledendgewicht 45 bis 

irleden. "Damme N. Dh ä Felde 20 70 20 Penne Kor Hild 

e ammel, wie er. er, pro 

Lebendgewicht. bis 22 Mark pro Zentner. 


von W. Deder u. Gump. (A. Neft 


Börſe zu Voſen. 
Poſen, 1. November. Börſenbericht. 
Spiritus behauptet. Loko ohne Faß (50er) 50,—, (Joer) 30,40. 


Vörſen⸗Felegramme. 
Berlin, den 1. November. (Tiles. Agentur von Alb. Lichtenſtein) 
Ot. v. 


Weizen matt Spiritus feſt . 
pr. Novbr.⸗Dezbr. 81 90 181 75 nuverſt. mit Abgabe 
„ April Maf 1890 190 501191 — | v. 50 M. loco o. F. 51 6151 
Roggen ruhig | „Novbr. Dezor. 50 50 0 
„ Noobr.⸗Dezbr. 165 25165 25 
„ Abpril⸗Mai 1890 166 501166 50 
Nüböl feſt 
42 — 61 40 


m. N55 0 85 1 

v. loco o. F. 32 1 
Ba 2 
or. April Mal 1890 153 — Ilg 25 . a 1850 32 20 83 — 


Kündig. in Roggen 7800 Wiol. — Kündig. in Spiritus 60,000 Lie, 
5 5 
Deutſche 345 Reichsa. 102 801102 40 Ruff. 49 Bokr. Pfdbr. 97 75| 97 70 


Konſolidirte 49 Anl. 106 75/106 70 Poln. ndbr. 62 40 

Pof. 4% Pfandbriefe!“ 0 60,100 70 Poln. ib.-Piddr. 57 10 En 8 

Po. 348 Pfanddr. 100 250 25 Ungar. 4 Goldrente 86 80 86 60 

N 
r. Ba en r. Fr. Staatsb. E 101 

Oeſtr. Silderrente 73 50 73 40 Lomdarden 25 5 1086 69 

Ruff. Banknoten 212 40212 0 Fondſtimmung 

Ruff. konſ. Anl. 1871 — —| — -— feſter 


Oſtyr. Südb. E. S. A. 96 90 97 — 


Poſ. Provinz. B. A. 117 501 117 
Ludwigbhf. dto. 127 2" 127 25 1 


Landwirthſchft. B. A. 


Marienb. Mlawka dto 67 - | 67 30 Roi. Spritfabr. B. A. 98 — 95 50 
Ware e EP HEN ed Fe 105 75 


Berl Seen 9 


Deutſche B. Akt. 1 173 — 


dto. 69 Goldrente 11390 — — Dortm. St. Pr. Ja. A.1 9 301130 16 
die. dc Orient. Anl. 65 25 65 — Sawan Steinſalz 48 75/ 47 50 
dto. täm.:Anl. 1866 - ( — —1 chwarzkopf 289 296 25 
Italieniſche Rente 93 601 93 60 Bochumer 236 — 236 — 

m. 69 Anl. 1880106 50106 4016: 26 —|215 — 


uſon 
Nachbörſe. Staatsbahn 101 80 Kredit 168 50 
Ruffifche Noten 213 — (ultinh Diskonto⸗Kom. 239 50 


— 
Stettin, den 1. November (Felegr. Agentur von Alb. Lichtenstein 
Ot. v. . 


Not v. 3 
Weizen rubi Spiritus rubi b 
Nov.⸗Dez. a. Uſan. 180 180 — unverſt. mit Abgabe 
Nov.⸗Dez. ner — —| — —} v. 50 N. loco o. F. 50 80! 50 80 
April-Diaia. Ufance 186 50,186 25] unverſt. mit Adgade 
April⸗Mal neue — v 70 M. loco 9. F. 31 10 31 10 
Roggen ruhig pr. Novbr.⸗Dezbr. 30 30 — — 
Nov.⸗Dez. a. Uſan. 160 — 160 - pr, April⸗Mai 31 50 31 30 
Avr, Nena Ufance 1685 25,10 50 br. orb Be 
pr. Nonbr.⸗ r. — 1 — — 
April⸗Mai neue — - — U pr. a 62 — 62 — 
Petroleum ruhig 1312 15 


| 
n W Le 57 g. 

e währ es Druckes dieſes Blattes eintreffenden 
werden im Morgenblatte wiederbolt. enden Dee 


4 . 


Wetterbericht vom 31. Oktober, Morgens 8 Uhr, 


Burom. a u Gr. Temp. 
Stationen. nen Wind. Wetter. Ka: 
reduz. in mm Grad. 
Mullaghmore 25 2 Abald be 
Aderdeen 752 W Ibeiter 5 
8 105 —1＋ Alb | bedeckt 11 
enhagen e 
Fe 8 761 fin bedeckt 5 
aparanda 7 
Helersdurg 761 N 1 Negen 4 
Moskuu 763 W bedeckt 2 
Cort. Qurenis 160 N beiter 8 
Cherbeurg 7⁰² WNW öſwolkig 10 
eldet 757 Su Iſbeiter 10 
tt 758 S 2 Nebel 7 
Hamburg. 760 SO edel 9 5 
Beufabrmufe | 12 8 5 
waſſer e 
emel 764 50 3jRegen 5 
I ıldededt 9 
Aſbedeckt 8 
ruh 1 Nebel 8 
Nebel 7 
chen. Nebel 7 
5 wolkig 5 
m. Iſwollen 4 
RR. 1jRegen 10 
g Dunſt 4 
le d' Aix 765 4 bedeckt 11 
na | 761 SS 4 wollig | 13 
12 SD Ibbedeckt 17 
) Geſtern Abend und Nachts dichter Nebel. ) Nachts Regen 
Nebel. >) Reif, Nebel. , Früb starker Nedel. 
S für die Windſtärke. 
„cle Bug, 2 = fie fhmach, 4 tg 5 = fire, 
6 = ftart, 7 — fleif, 8 = ſtürmiſch, 9 — Sturm, 10 — ftarler S 
11 = heftiger Sturm, 12 = Orkan. 


eberſicht der Witterung 

Das Minimum im Nordweſten enſſendet einen Ausläufer nach 

dem ſüdlichen Nordſeegebiete, welcher onwärts fortzuſchreiten ſcheint. 

Bei leichter, meiſt ſüdlicher Luftſtrömung iſt vas Wetter Ader Deutſch⸗ 

land mild, vorwiegend trübe und nebelig; ſtellenweiſe iſt etwas Regen 

Pleite In Trieſt fielen 62 mm Regen, Rlagenfurt hatte geſtern 
ewitter. tſche Seewarte. 


Waſſerſtand der Warthe. 
Bofen, am 31. Oktober Mittags 2.78 Meter. 
. » 1. November Morgens 2868 
. 1. . Mittags 2,86 . 


— — DEREN — 
*Waſſerſtand der Warthe. Telegramm aus Po⸗ 
gorzelice vom 1. November er.: 2,36 Meter. 


Lichtſtärke der Gasbeleuchtung in A 
2 31. Oktober Abends: 16,0 1 Ne 


in Laien: 


